
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruher Zeitung. 1784-1933
1910

32 (2.2.1910) Amtliche Berichte über die Verhandlungen der Badischen
Ständeversammlung Nr. 34. Zweite Kammer. 28. öffentliche Sitzung



656

Amtliche Berichte
über dir

WOlMW Kr MWei LwkiechimlM-.
M 34 arlsruhe , den S. Febrrrar 1910.

—JILLL.

Zweite Kammer.

28. öffentliche Sitzung
am Dienstag den 1 . Februar 1916.

Tagesordnung :

Anzeige neuer Eingaben. Sodann
1 . Mündlicher Bericht der Geschästsordnungskommission

und Beratung über die Ergänzung der Geschäftsordnung der
Kammer gemäß 8 3 Abs. 3 des Gesetzes betr . die Aufwands¬
entschädigung der Landtagsabgeordneten, Berichterstatter Abg.
Benedey ;

2. Fortsetzung u . Schluß der Beratung über das Budget Gr.
Ministeriums des Innern für 1910 und 1911 , Ausgabe Titel
XVI , Einnahme Titel VII (für Förderung der Landwirt-
schaft) , und damit (Ausgabe Titel XVI § 42 ) in Verbin¬
dung : den Antrag der Abgg. Dr . Zehnter und Gen., das An¬
bauverbot in bezug auf in Amerika heimische Reben betr.
Drucksache Nr. 27) — Drucksache Nr . 12 d —, Berichterstatter:
Abg. Frhr. v. Mentzingen ;

ferner Begründung und Beantwortung der Interpellationder Abgg. Schmidt -Karlsruhe u. Gen. , die Maßnahmen gegen
übermäßige Hegung des Wstdstandes betr . (Drucksache Nr. 18) .

Am Regierungstisch : Die Ministerialdirekto¬
ren Geheimerat Dr . Glöckner und Geh. Oberregie¬
rungsrat Weingartner , Geh. Oberregierungsrat
N e b e, Oberamtmann Dürr , Regierungsrat Cron -
r e r g e r .

Präsident Rohrhnrst eröffnet kurz nach 3*4 Uhr
die Sitzung .

Zunächst wird der Eingang folgender Petitionen
angezeigt:

1 . des Kunstgewerbevereins Pforzheim um Übernahme
des für den zur Unterbringung seiner Sammlungen ge¬
planten Anbau an die Großh . Kunstgewerbeschule von

' der Gemeinde Pforzheim angeforderten Betrages von

73 666 M . oder eines Teiles dieser Summe auf die
Staatskasse , übergeben vom Abg . Odenwald ;

2. des Verbandes badischer Bahn -, Weichen - und Sig -
nalwarter , den Vollzug der Beamtengesetzgebung und
die Dienstverhältnisse der Wärter betr . ;

3 . der Ehefrau des früheren Eisenbahnschaffners Diehl
in Basel um Verwendung ihres Mannes als Bureau¬
assistent ;

4. der Gemeinden Zeutern und Odenheim um Einrich¬
tung besserer Verkehrsverhältnisse auf der Nebenbahn
Bruchsal-Hilsbach, übergeben vom Abg . Ziegelmaier .

Es werden überwiesen: Ziffer 1 an die Budgetkommis¬
sion, Ziffer 2 und 3 an die Petitionskommission , Ziffer 4
an die Kommission für Eisenbahnen und Straßen .

Der Präsident teilt sodann mit , daß die Petitions¬
kommission hinsichtlich der Petition des Valentin
Tripp mach er von Ladenburg um Rechtshülfe ein¬
stimmig der Ansicht sei , daß sich dieselbe zur wiederholten
Verhandlung im Plenum nicht eigne und daher wie schon
früher nach § 61 der Geschäftsordnung zu behandeln sei ,
welcher Ansicht er sich anschließe .

Zu Ziffer 1 der Tagesordnung erhält so¬dann das Wort

Berichterstatter Abg . Benedey (Dem .) : Wir
haben in den letzten Tagen ein Gesetz, betreffenddie Aufwandsentschädigung der Landtagsabgeord¬neten, angenommen, das am heutigen Tag in
Kraft ttitt . Bekanntlich ist durch dies neue Ge¬
setz an Stelle der bisher von den Abgeordneten bezogenen
Tagegelder eine Pauschalsumme getreten , die in verschie-
denen des näheren festgelegten Raten zur Auszahlung
gelangt . Der 8 3 des Gesetzes sieht vor, daß dem Abge¬ordneten für jeden Tag , an dem er der Sitzung der Kam ,
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mer fern geblieben tft von der nächsten fälligen Entschä¬
digung der Betrag von 16 Kt . bzw . — das gilt für die in
Karlsruhe wohnenden Abgeordneten — der Betrag von
10 M . abgezogen werden soll . Einzelne Fälle sind jedoch
vorgesehen , in welchen dieser Abzug nicht stattfindet ,
wenn nämlich das Fernbleiben durch Krankheit oder
durch Geschäfte im Interesse des Landtags veranlaßt ist .
Wir haben bekanntlich noch hinzugefügt , daß , wenn der
Abgeordnete am gleichen Tag , an dem er der Plenarsit¬
zung ferngeblieben ist , an einer Kommissionssitzung teil¬
genommen hat , ein Abzug ebenfalls nicht erfolgen solle .

Absatz 3 dieses 8 3 sieht nun vor , daß die
näheren Bestimmungen darüber , wie die Anwesenheit der
Abgeordneten in den Sitzungen der Kammer festgestellt
wird , durch die Geschäftsordnung jeder der bei¬
den Kammern getroffen werden sollen . Es war nun
schon bisher in unserem Hause üblich , daß die Anwesen¬
heitsliste von den Herren Sekretären geführt wurde , ob¬
wohl die Geschäftsordnung (8 13 derselben käme hier in
Betracht ) darüber eine Bestimmung nicht getroffen hat .
Es ist jetzt schon ein entsprechender Vordruck in den Pro¬
tokollen vorgesehen , so daß jeweils diejenigen Abgeord¬
neten , die in der Sitzung nicht anwesend sind , als feh¬
lende im Protokoll aufgeführt werden . Es wird sich des¬
halb empfehlen , und die Geschäftsordnungskommission
ist bei der Beratung des Gegenstandes zu dieser Ansicht
gelangt , daß die bisherige Übung nun auch ausdrücklich
in die Geschäftsordnung ausgenommen wird .

Es hat sich sodann nach Ansicht der Geschäftsordnungs -
kommission eine weitere Bestimmung als zur Wahrung
der Interessen der Abgeordneten gegenüber dieser von
den Sekretären geführten Anwesenheitsliste notwendig
herausgestellt . Es ist ja denkbar , daß den Herren Sekre¬
tären ein Fehler unterläuft , daß sie einen Abgeordneten
übersehen , der wirklich da war . Außerdem muß dem Ab¬
geordneten die Möglichkeit gegeben werden , seine Inter¬
essen zu wahren , wenn er wegen Krankheit ferngeblieben
ist , in Geschäften des Landtags abwesend sein mußte , oder
wenn er zwar der Plenarsitzung nicht beigewohnt hat , da¬
gegen am gleichen Tage eine Kommissionssitzung mitge¬
macht hat . In allen diesen Fällen ist er natürlich im Pro¬
tokoll nicht als anwesend sondern als fehlend bezeichnet ,
und es ist deshalb notwendig , ihm die Möglichkeit zu ge¬
ben , hier seine Interessen zu wahren und eine gewisse
Kontrolle auszuüben . Die Geschästsordnungskommission
kommt deshalb zu dem Antrag , daß 8 13 der Geschäfts¬
ordnung , der von den Obliegenheiten der Herren Sekre¬
tären handelt und bisher lautete : „ Die Sekretäre ent¬
werfen die Protokolle oder lassen sie unter ihrer Aufsicht
entwerfen , führen die Abstimmungslisten und die Regi¬
ster über die Motionen der Ständeglieder , sowie über die
Anzeigen der Abgeordneten , welche über die zur Tages¬
ordnung kommenden Gegenstände sprechen wollen "

,
" eine

Erweiterung findet und zwar in der Richtung , daß hier
vor dem Wort „Abstimmungslisten " die Worte „ Anwesen -
heits - und " eingeschoben werden , so daß es heißt :, „Die
Sekretäre . . . führen die Antocsenheits - nnd Äbstini -

mungslisten " . Auf diese Weise wird der bisherige Zu¬
stand auf eine geschäftsordnungsmäßige Grundlage gestellt .
Außerdem soll , um den einzelnen Abgeordneten , wenn
sie etwa zu Unrecht im Protokoll als fehlend aufgeführt
sind oder wenn sie z. B . in Geschäften des Landtags aus¬
wärts beschäftigt waren oder eine Kommissionssitzung am
gleichen & agc boigewohnt haben , die Möglichkeit der
Wahrnehmung ihrer Rechte zu sichern , nach dein Vor¬
schlag der Kommission diesem 8 13 ein zweiter Absatz bei¬
gefügt werden des Inhalts : „ Tic Anwesenheitslisten lie -

wi
gen zur Einsicht und etwaigen Richtigstellung durch die W
Abgeordneten auf dem Archivariat auf .

" Es ist ' wohl ;
auch anzunehmen , daß die Abgeordneten seitens dos Ar - f0
chivariats , wenn sie in dem Protokoll als fehlend ver - ^
merkt sind , darauf aufmerksam gemacht werden . Wie ich fül
höre , hat der Herr Präsident eine derartige Weisung be- 1
reits gegeben , so daß die Herren , die nicht in der Liste j,aj
aufgeführt sind , irrt Einzelfall eine Erklärung abgeben Er
und eventuell Anspruch auf die ihnen zustehende Vergü - sch,
tung geltend machen können . - fcn

Die Kommission schlägt Ihnen also vor , in 8 13 der ; s
Geschäftsordnung vor das Wort „Abstimmungsliste « " ! In
die Worte „ Anwesenheits - und " oinzuschieben , und dem l Do
Paragraphen einen weiteren Absatz anzufügen des In - ! rick
Halts : „Die Anwesenheitslisten liegen zur Einsicht und ! ma
etwaigen Richtigstellung durch die Abgeordneten beim

'
der

Archivariat auf . " : ! mi :

In der Beratung ergreift niemand das Wort .

Der Antrag der Kommission wird einstimmig an¬
genommen .

j

Zu Ziffer 2 der Tagesordnung erhalten in der
Einzelberatung zum Landwirtschafts¬
etat bei Aufruf der einzelnen Positionen das Wort

Zu Ausgabe Titel XVI , Für Förderung der Landwirt¬
schaft A Ordentlicher Etat , 8 1 Für die landwirtfchäft - j
liche Interessenvertretung :

Abg . Sänger (natl .) : Ich möchte nur kurz einige
Ausführungen des Herrn Kollegen P f e

'i f f l e , soweit j
sie die Landwirtschaftskammer und deren Zu - '

sammensetzung betreffen , zurückweisen bezw . richtigstellen , j

Der Herr Kollege Pfeisfle hat davon gesprochen , , es '

hätten in der Landwirtschaftskammer in der Hauptsache
nur Großgrundbesitzer Sitz und Stimme . Er hat ge¬
meint , es wäre weiterhin eine größere Anzahl von
Staatsbeamten und Ökonomieräten , die dort das Wort

führe , kleine Bauern dürfen nicht mitreden . Das ist
nicht richtig , es ist nur eine ganz verschtuindende Zahl >
von Großgrundbesitzern in der Landwirtschaftskammec .

'

Er hat auch gemeint , Prinzen , Grafen und Barone wären

es/die in der Landwirtschaftskammer das Wort führen :
es sind nur vier solcher Herren , zwei von den landwirt¬
schaftlichen Vereinigungen entsendet und zwei in Wahl¬
bezirken gewählt , die hier , in Frage kommen . Es ist ge¬
wiß , entgegen der Ansicht des Herrn Kollegen Pfeiffle , die |
Möglichkeit gegeben , kleine und kleinste Bauern zu wäh - j
len , denn im 8 des Gesetzes über die Landwirtschäfts -
kamnrer heißt es nicht etwa nur : „Die Eigentümer ,
Nutznießer und Pächter land - oder forstwirtschaftlich ge¬
nutzter , im Großherzogtum gelegener Grundstücke , d e -
r c n G r u n d st e u e r k a p i t a I z u s a nr-
m e n mi nd e st e n s , st 0 0 0 M a r k b c -
trägt : sind wählbar ") sondern es heißt auch
unter Ziffer 1 : „Die Eigentümer , Nutznießer und Päch¬
ter land - .oder forstwirtschaftlich genutzter , im Großher¬
zogtum gelegener Grundstücke , sofern für sie der selbstäw
dige Betrieb der Land - oder Forstwirtschaft oder beider
Wirtschafte » zusammen sich .als dic stvesentfiche
Grundlage d e r L e b e u s h a l t u n g d a r st ein .
sind wählbar .

" Damit ist doch gewiß Gelegenheit geboten ,
jeden , der nach seinem Erwerbsleben irgendwie als Land -
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totrt in Betracht kommt, in die Landwirtschaftskammer
W wählen.

WaS die Staatsbeamten und Ökonomieräte betrifft ,
so muß ich sagen — und ich glaube , ich finde hier die
Zustimmung sämtlicher Mitglieder der Landwirtschafts¬
kammer —, daß wir uns über die bisherige Tätigkeit die¬
ser Herren nur freuen konnten, daß wir recht froh waren ,
daß wir derartige Ökonomieräte , die mit jahrelangen
Erfahrungen und großer Arbeitslust in die Landwirt¬
schaftskammer eintraten , in unseren Reihen sehen konn¬
ten.

Ich wäre gern noch auf einiges andere eingegangen .
Insbesondere hätte ich gerne das , was über den ersten
Vorsitzenden der Landwirtschaftskammer gesagt wurde ,
richtig gestellt . Leider muß ich mich aber mit den ge¬
machten Ausführungen begnügen, da ich gestern durch
den Schlußantrag nicht mehr zu Worte kam und die von
mir zu machenden Ausführungen in der Einzelberatung
nicht zugelassen werden.

Abg . Frhr . von Mcntzingcn (Zentr .) : Ich unter¬
schreibe alles, was der Herr Vorredner gesagt hat . Tie
Seite , von der der Angriff gegen die Landwirtschafts¬kammer kam , hat uns seinerzeit bei der Beratung des
Gesetzes daran gehindert, die Landwirtschaftskammer , wie
wir erstrebt hatten , aus eine etwas breitere Basis zu
stellen . Ich möchte daran nur kurz im Rahmen der Spe¬
zialberatung erinnern . Es ist auch die Tätigkeit der
Landwirtschaftskanimer hinsichtlich der Arbeitslo¬
se n f r a g e bemängelt worden, und auch hier ist der
Angriff daneben gegangen, denn wir haben auf dem
Lande draußen keine Arbeitslosen . Außerdem befinden
wir uns in ganz guter Gesellschaft der Handelskammern .
Was schließlich die Frage der Schule für die Hirten¬
buben anbelangt , so haben wir niemals verlangt , daß
die Hirtenbuben nicht in die Schule gehen sollen , sondern
nur , daß der Schulunterricht der Hirtenbuben so einge¬
richtet werde, daß ihre Tätigkeit dabei nicht gehindert
wird.

Zu : Landwirtschaftliche Winterschulen und Wanderleh¬
rer , § 10 Gehalte :

Abg . M o n s ch (Soz .) : Ich möchte eine Anfrage an die
Großh . Regierung .richten. Seitens der Großh . Regie¬
rung wurde in Berlin die Anregung gegeben , daß in den
badischen Garnisonen landwirtschaftliche Vor¬
träge gehalten werden für diejenigen Soldaten , die an
dieser Materie Interesse finden . Unter der Unmasse
Neuerungen , die ja gegenwärtig den Militarismus fast
täglich beschäftigen , ist diese Maßregel sehr zu begrüßen ,denn es ist eine der kulturellsten und anerkennenswertesten
Neuerungen , die eingeführt werden können. Dabei wäre
natürlich zu unterstellen, daß die Landwirtschaftslehrer
sich nicht als schneidige Korporale erweisen, sondern die
Vorträge in solcher Weise halten , daß sie anregend und
instruktiv sind. Insbesondere wäre dann auch notwen¬
dig, daß die Soldaten vielleicht in der Diskussion Gele¬
genheit erhalten , ihrerseits Fragen und Gegenfragen vor¬
zubringen . Auch dürften die Soldaten nicht ihre freie
Zeit zu diesen landwirtschaftlichen Vorträgen verwenden
müssen , sondern man könnte vielleicht für die sich Melden¬
den das Griffemachen und den Parademarsch etwas ein¬
schränken und die so gewonnene Zeit für die landwirt¬
schaftlichen Vorträge verwenden.

Der Herr Regierungsvertreter hat uns in der allge-
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meinen Beratung gesagt, daß diese Vorträge in eine An-
zahl badischer Garnisonen stattfinden . Ganz mißfallen»
derweise sind da ganz kleine Garnisonen aufg ^ ählt wor¬
den , aber die Stadt Lahr wurde dabei nicht genannt .
Die Stadt Lahr hat überhaupt den Vorzug , daß sie in
Manchem übergangen wird , und so war es selbst in
dieser Frage , die für mich allerdings keine besonders wich¬
tige Bedeutung hat . Allein es stehen in Lahr ein Infan¬
terieregiment , Artillerie und noch eine kleinere Ab¬
teilung , die sich die Stadt Lahr durch große materielle
Opfer erobert hat . Nun ist es doch sonderbar , daß man
gerade bei Zuweisung dieser Vorträge die Stadt Lahr
übergangen hat . Der Herr Regierungsvertreter hat , wenn
ich mich recht erinnere , auch erklärt , daß imLaufe des näch¬
sten Winters auch Bruchsal und einige andere kleine Gar¬
nisonen hinzukommen; aber auch darunter war Lahr wie-
der nicht einbegriffen.

Ich möchte mir nun die Anfrage erlauben , weshalb
Lahr unter der Zahl dieser Garnisonen wieder nicht vor¬
gesehen ist , und möchte doch bitten , daß für den nächsten
Winter auch Lahr in die Reihe der Garnisonen einge¬
stellt wird , in denen landwirtschaftliche Vorträge stattfin »
den . Ter Unterricht wird in Lahr sicher von Erfolg be¬
gleitet sein, denn es befinden sich gerade bei den dorti¬
gen Truppen eine große Anzahl von Söhnen der land¬
wirtschaftlichen Bevölkerung.

Geh . Obcrregierungsrat Rebe : Bei der Einführung
der landwirtschaftlichen Vorträge für Soldaten wurde
die Stadt Lahr nicht absichtlich übergangen , sondern
lediglich aus dem Grunde nicht berücksichtigt , weil es an
einer Lehrkraft für die Garnison gefehlt hat . Wir wer¬
den in Erwägung ziehen , ob wir in künftigen Wintern
auch für Lahr die Abhaltung von Vorträgen für Solda¬
ten einrichten können .

Abg. Kramer (Soz .) : Ich erlaube mir , bei dieser
Gelegenheit einen Wunsch zur Sprache zu bringen , den
ich in früheren Landtagen schon bei anderer Gelegenheit
vorgetragen habe . Es handelt sich nämlich um die Ein¬
führung des Unterrichts in der Fischerei - und
Teichwirtschaft als obligatorischen Unterrichtsge¬
genstand in den landwirtschaftlichen Winterschulen . Sie
wissen, daß die Teich- und Fischereiwirtschaft ein wichtigerTeil der Landwirtschaft ist, und ich begreife nicht, warum
nicht auch in Baden dieser Gegenstand in den landwirt¬
schaftlichen Winterschulen behandelt wird , nachdem dochin dieser Beziehung Bayern und andere Bundesstaaten
vorangegangen sind. Die Hauptsache, weshalb ich auf
diesen Unterricht ein so großes Gewicht lege, liegt darin ,daß ich der Meinung bin, daß durch ihn bei unseren jun¬
gen Landwirten ein größeres Interesse für die Teich- und
Fischereiwirtschaft erzielt werden könnte, und daß es ih¬nen möglich wäre, sich Kenntnisse anzueignen , die sie dann
später in ihrer Heimat nutzbringend anwenden könnten.In Bayern hat man diesen Unterricht an den landwirt¬
schaftlichen Winterschulensogar soweit ausgestaltet , daß z.B . auch Fischereipächter und sonstige Interessenten , sogar
frühere Winterschüler, also Leute, die schon ihren eigenen
landwirtschaftlichen Betrieb haben, natürlich soweit der
Platz des Lehrsaals ausreicht, diesen Unterricht mitbesu¬
chen dürfen . Ich bin der festen Überzeugung, daß , wenn
wir hier einmal einen Anfang an unseren verschiedenen
Winterschulen gemacht haben , dann in ganz kurzer Zeit
für unsere Landwirtschaft ein praktischer Nutzen daraus
erwachsen wird.
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Lbg . Bauschbach (kons.) : Ich finde hier in den Er¬
läuterungen , daß ein Obstbautechniker seinen
Dienstsitz in Mosbach angewiesen bekommen hat . Ich
möchte bei dieser Gelegenheit nicht versäumen , der Großh.
Regierung für ihr Wohlwollen wärmsten Dank auszu¬
sprechen . Ich gebe der Erwartung Ausdruck, daß dieser
Obstbautechniker für Mosbach und Umgegend sehr segens¬
reich wirken wird . Man hat bei uns eine große Anzahl
Obstbäume : es fehlt immer nur daran , daß man die rich-
figen und ertragreichen Sorten für unser Klima findet
und anpflanzt , und ich glaube , daß gerade in diesem
Punkte der Obstbautechniker sehr segensreich und anre¬
gend wirken kann.

Geh. Oberregierungsrat Rebe : Auf die Bemerkung
des Herrn Abg . Kramer möchte ich erwidern , daß der
Unterricht an den landwirtschaftlichen Winterschulen nur
vier Monate im Jahre dauert , und daß es daher nicht
möglich ist , allzu viele Gegenstände in den Unterrichts¬
plan auszuncbmen, wenn nicht das Ganze Not leiden soll,
übrigens wird die Anregung des Herrn Abg . Kramer
in Erwägung gezogen werden.

Zu ß 26, Maßregeln zur Förderung der Schweine¬
zucht :

Abg . Ba n s ch b a ch (kons.) : Da ich gestern bei der all¬
gemeinen Debatte nicht zum Worte gekommen bin , kann
ich es nicht unterlassen , zu diesem Punkte „ Schweine¬
zucht " eine kurze Bemerkung zu machen . Auch ich finde
die 14 000 M . , die hier für die Förderung der Schweine¬
zucht eingestellt sind , im Vergleich zu dem für die Förde¬
rung der Pferdezucht vorgesehenen Aufwand etwas nied¬
rig und möchte Großh . Regierung dringend bitten , in
dem nächsten Budget für die Schweinezucht einen größe¬
ren Betrag einzustellen. Diese Bitte stelle ich hauptsäch¬
lich deshalb , weil bei den Prämiierungen auf dem Ge¬
biete der Schweinezucht sich gerade auch der kleine und
kleinste Landwirt beteiligen kann, während dies bei
Pferde - und Rindviehzucht weniger der Fall ist.

Dann möchte ich noch etwas betonen, was eigentlichzum
Punkte „Landwirtschaftskammer " gehört : ich möchte aber
nur mit einem Satz darauf zurückgreifen. Die Landwirt¬
schaftskammer wirkt sehr segensreich für die Landwirt¬
schaft, sie gibt sogar allwöchentlich die Fleischpreisc
an . Es wurde mir jedoch von einem Landwirte gesagt,
daß die Erhebungen zur Feststellung des Fleischpreises
nach Lebendgewicht des Fettviehs nur bei den Metzgern
gemacht werden. Es sollte aber der Lebendgewichtpreis
des betreffenden Tieres nach dem Verkaufspreis des
Fleisches umgerechnet werden . Man weiß doch annähernd
genau , was sich bei jeder Tiergattung abschlachtet .

Bei dem Getreideverkauf ist es insofern besser, als die
Getreidelagerhäuser maßgebend sind bezw . das Zentral¬
bureau in Mannheim .

Zu : Für Förderung der Rindviehzucht, § 28 Ge¬
halte :

'

Abg . Henniger (Zentr .) : Da ich gestern nicht mehr
Gelegenheit finden konnte, in der allgemeinen Debatte
meine Ausführungen zu machen , erlaube ich mir heute,
noch einmal auf den Punkt der Jungviehweiden
zurückzukommen . Als vor Jahrzehnten die Jungvieh¬
weiden errichtet wurden , war ihre Errichtung dadurch
möglich , daß den Unternehmern seitens des Kreises und
des Staates Unterstützung zugesagt wurde . Die Unter¬
stützung von Kreis und Staat geht dahin , daß sie dem

Unternehmer jährlich einen Beitrag von 16 bis 20 Mark I
für das Stück Weidevieh zukommen lassen . Es ist nun
in den letzten Tagen hier im Hohen Hause des öfteren
erwähnt worden, daß im Lauf des letzten Jahres die
Strohfutterpreise , hauptsächlich die Mastfuttermittel¬
preise, sehr in die Höhe gegangen sind. Da aber die Zu¬
schüsse für ein Weidetier von Kreis und Staat nicht dem¬
entsprechend erhöht worden sinH , so ist es leicht erklärlich,
daß beim Abschluß der Weiderechnungen großenteils ein L
Defizit zu Lasten des Unternehmers vorhanden ist . Ob |
nun gerade bei den Jundviehweiden eine besonders große |
Sparsamkeit zu empfehlen ist , glaube

'
ich kaum. Diese !

jungen Tiere kommen doch im Interesse ihrer körperlichen
Entwicklung auf die Weide, sie müssen infolgedessen auch
gut und richtig ernährt werden. Im Hinblick darauf , daß i
die Jungviehweiden der Allgemeinheit dienen, kann man ;
eigentlich dem Unternehmer nicht wohl zumuten , daß er
das Defizit allein übernehmen soll . Ich möchte deswegen ;
die Großh . Regierung bitten , dahin wirken zu wollen, \
daß diese Zuschüsse den heutigen Verhältnissen entspre- >
chend erhöht werden möchten . |

Zu : Für die Rindviehversicherung, § 32, Gehalte : -

Abg . Pf riffele (Soz .) : Ich möchte diese Gelegenheit
benutzen , um an die Großh . Regierung die Anfrage zu
richten, ob die B e z i r k s t i e r ä r z t e für ihre Privat¬
besuche verlangen können, was sie wollen, oder ob hier I
eine Taxe festgesetzt ist . Mir ist aus dem Wahlkreis des
Herrn Abg . Banschbach seitens eines Bauersmannes eine :
Beschwerde zugegangen, der für einen einzigen Gang 6 i
Mark zu bezahlen hatte ; der Mann findet diesen Betrag ;!
ungeheuerlich hoch , und er hat mich beauftragt , die Ge - ji
legenheit dieser Beratung zu benutzen , um an die Großb.
Regierung diese Anfrage zu stellen . jj

Geh. Oberregicrungsrat Ncbe : Ich möchte hierauf /
'

erwidern , daß für die Privatpraxis der Bezirkstierärzte
'

keine Taxen bestehen . »

Zu § 37 , Staatsbeitrag für die Rindviehversicherung: j

Abg . Banschbach (kons.) : In 8 37 finde ich für die
Rindviehversicherung 239540 M . eingestellt.
Das ist ein wesentlich höherer Betrag als in der vorigen | j
Budgetperiode . Es ist das sehr zu begrüßen , und ich !
möchte wünschen , daß sich die Landwirte mehr als seither
der Viehversicherungsanstalt anschließen.

Im Interesse der Viehversicherung möchte ich auf et - 1
was verweisen, was ich bereits vor zwei Jahren borge- !
bracht habe, nämlich darauf , daß man in der Forst - und i
Landwirtschaft oft Draht als Bindemittel verwendet,
aber oft sehr unachtsam damit umgeht , sodaß solche Eisen-
abfälle verschleudert werden, ins Futter gelangen , mit
dem Futter geschnitten werden und so in der Tierkörper !
kommen . Es kommt häufig vor , daß diese Tiere dann f
geschlachtet werden müssen . Es läge im Interesse der I
Viehversicherungsanstalt, daß man auf diesen Punkt be-
sonders aufmerksam macht , daß man auch in der Schule
auf diese Mißstände hinweist. Auch bei der Anlage von
Telegraphen - und Telephonleitungen werden oftmals '
Drahtabfälle achtlos weggeworfen und gelangen dadurch
ins Futter , wodurch die Tiere gefährdet werden . Es liegt
im Interesse der Viehversicherungsanstalt , daß man auch
auf diese kleinen Dinge acht gibt (Abg . D u f f n e r : Sehr
richtig !) . Tie Statistik weist nach , daß alljährlich eine
große Anzahl Rinder geschlachtet werde,: inüssen , weil !
dieselbe Trahtteile oder Nägel verschluckt haben . !
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Zu : Weitere Maßnahmen zur Förderung der Land -
Wirtschaft , § 43 Für verschiedene Zweige des landwirt¬
schaftlichen Betriebs :

Abg . Geiger (natl .) : Ich habe gestern auch nicht
mehr zum Worte kommen können und möchte daher jetzt
eine Angelegenheit zur Sprache bringen , die in meinem
Wahlkreis sehr unangenehm empfunden wird .

Die Straßenverwaltung hat an den Landstra¬
ßen Bäume angepflanzt . Es wäre ja darüber nichts zu
sagen, wenn der nötige Raum dazu da wäre . Die Straße ,
die ich im Auge habe, hat nur eine Fahrbahn von zwei¬
einhalb Metern . Von dieser sind die Bäume nur 60 cm
entfernt angepflanzt worden, so daß der für den Ver¬
kehr notwendige Raum kaum vorhanden ist. Anderseits
werden dadurch doch die Angrenzer geschädigt . Ich
meine, gerade eine Behörde wie die Straßenverwaltung
sollte das nicht tun . Wenn ein Angrenzer einen Baum
hat , der wirklich einmal über die Straße hängt , so ist
weniger dagegen zu sagen. Jeder Obstbausachverständige,
glaube ich, gibt zu , daß man ein Ar Platz braucht, wenn
man einen richtigen Qbstbaum pflanzen will . Als man
vor etwa 100 Jahren die neuen Straßen gebaut hat , hat
man die Bauern gezwungen, Obstbäume an den Straßen
zu pflanzen . Es stehen da solche an der Straße , die 2
Meter Umfang haben und regelmäßig zurückgeschnitten
werden müssen . Über die Straße , die ich im Anfang er¬
wähnte , bin ich während der Weihnachtsferien gegangen,
da hing an jedem Baum abgestreiftes Stroh . Es
ist schwer vorzustellen, wie sich die Verhältnisse hier ent¬
wickeln, wenn die Bäume einmal groß sind . Ich möchte
das nur zur Sprache bringen .

Abg. Schmid -Singen (natl .) : Unter 8 43 dieses Ti¬
tels , der sich u . a . auch auf Förderung des
Obst- und Gartenbaues bezieht, sind 12 000 M . weniger
eingestellt als im letzten Budget . Ich bedauere , daß ge¬
rade diese Position unter den gespannten Finanzverhält¬
nissen leiden muß . Ich möchte aber Veranlassung neh¬
men, noch einige Worte über die Prämiierung der
M u st e r o b st a n l a g e n , die aus diesen Mitteln be¬
stritten wird , zu sagen . Ich meine, daß da doch wohl zu
viel für Dienstreisen und für Diäten aufgewendet wer¬
den muß . Man ist allgemein im Lande der Auffassung,
daß der größere Teil der Summen , die für die Prämiie¬
rung der Musterobstanlagen ausgegeben werden , durch
Dienstreisen und Diäten aufgezehrt werden . Es besteht
eine Vorschrift, daß, wenn ein Landwirt , irgend ein
Grundstückbesitzer , eine Musterobstanlage anlegen will ,
zuerst ein Obstbaulehrer das betreffende Gelände ansieht,
um ein Gutachten darüber abzugeben, ob das Gelände
wirklich tauglich ist . So sachverständig sind unsere
Landwirte doch auch, daß in jeder Gemeinde im Ge¬
meinderat mindestens ein Mann sitzt , dem man ein Ur¬
teil darüber zutraucn kann. Es wird übrigens verhält -
nisinäßig außerordentlich selten Vorkommen , daß jemand
aus einem ungeeigneten Grundstück Bäume pflanzt . Man
sollte deshalb die Sache vereinfachen und vielleicht ledig¬
lich ein Zeugnis des betreffenden Bürgermeisteramts als
ausreichend erachten , damit das Geld auch tatsächlich für
den Zweck verwendet werden könnte, für den es eigent¬
lich ausgesetzt ist.

Des weiteren möchte ich über die Beihilfen zur Be¬
schaffung von landwirtschaftlichen Geräten und Maschi¬
nen sagen, daß die Großh . Regierung darauf Bedacht
nehmen möge , daß auch für die Anschaffung von
Elektromotoren Mittel aus dieser Summe bereit
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gestellt werben (Abg . Schüler : Sehr richtig )) . Gerade
die Elektromotoren werden ja , wie der Herr Abg. Gör -
lacher gestern ausgeführt hat , neuerdings der Landwirt¬
schaft ganz bedeutende Vorteile zu bieten imstande sein,und es ist deshalb auch recht bedauerlich, daß in einer
Zeit , wo gerade im Oberlande sehr viele elektrische Lei¬
tungen eingeführt werden, für diesen Zweck weniger stati^
mehr Mittel eingestellt sind. Ich will des näheren nicht
darauf eingehen. Es ist ja gestern ausdrücklich erklärt
worden, wie vorteilhaft die Einführung von elektrischer
Energie für die Landwirte sei, und ich wollte nur bei die¬
ser Position darauf aufmerksam machen , daß man in Zu¬
kunft vielleicht hauptsächlich die Landwirte unter¬
stützt, bei denen die Einführung von elektrischem Licht
und elektrischer Kraft vorgesehen ist.

Abg . Henninge « (Zentr .) : Die beiden Herren Kol¬
legen Geppert und Seubert haben gestern die Schäl »
Waldungen berührt . Ich kann ihren Ausführungen
nur beistimmen, denn es ist wirklich Tatsache, daß die
Lage unserer Rindeproduzenten keine rosige ist . Dem¬
gegenüber möchte ich konstatieren, daß auch die Gerberei¬
besitzer ebensowenig auf Rosen gebettet sind . Die Nach -
frage nach Eichenrinde ist eben zurückgegangen. Die
Folge davon ist, daß eine wesentliche Besserung der Lage
der Schälwaldbesitzer in der nächsten Zeit nicht in Aus¬
sicht steht. Mit dem Preis der Eichenrinde verhält etz
sich wie mit jedem andern Artikel, der Preis richtet sich
eben nach Angebot und Nachfrage.

Abg . B a n s ch b a ch (kons.) : Mit Erlaubnis des Herrn
Präsidenten möchte ich mir gestatten, zunächst mit einem
Wort auf den 8 41 (Sonstiger Aufwand für das tier¬
hygienische Institut in Freiburg ) zurückzugreifen. Es han¬
delt sich um das Serum , das zur Impfung der Schweine
gegen die Rotlaufkrankheit verwendet wird
und das nur von Tierärzten angewendet werden darf . Es
ist mir der Auftrag geworden , hier den Wunsch vorzu¬
bringen , daß auch den sogenannten Kastrierern , den
Schweineschneidern , das Impfen der Schweine gestattet
werde. Es kommt oft vor, daß der Tierarzt nicht schnell
zur Stelle ist, besonders in dringenden Fällen , und bä
wäre es doch viel praktischer , wenn der Schweineschneider
die Schweine impfen könnte . Wir haben tüchftge
Schweineschneider in unserm Hinterland . Ich möchte die
Großh . Regierung bitten , diesen Punkt in Erwägung zu
ziehen .

Zu 8 43 möchte ich nur betonen, daß gerade die Zie¬
genzucht ein sehr wichtiger Faktor für die Klein¬
bauern ist, und daß es deshalb sehr erfreulich ist, wenn
auch für die Ziegenzucht ein entsprechender Betrag einge¬
stellt ist . Was den Gartenbau betrifft , so möchte ich
betonen, dieser die Tochter der Landwirtschaft und also
auch ein nützlicher Zweig derselben ist ; es ist deshalb sehr
zu begrüßen, daß auch für den Gartenbau ein entspre¬
chender Betrag zur Verfügung steht.

Zu den übrigen Positionen ergreift Niemand das Wort .

Zu dem Antrag der Abgg . Morgenthaler und Gen .,den Schutz des echten Kirschwassers betr ., erhält das
Schlußwort

Abg . Morgenthaler (Zentr .) : Ich möchte mir
erlauben , noch einige Worte zu unserem Antrag auf
besseren Schutz des K i r s ch w a s s e r s zu sagen, weil
mir in den Ausführungen der Regierung entgegengehal -



ten wurde , daß ich keine Angaben gemacht hätte , auf
welche Art und Weise der Schutz des Kirschwassers er¬
reicht werden könne. Ich habe aber in meinen Ausfüh¬
rungen gesagt , daß ich nicht weiß , auf welche Ars das
Kirschwasser geschützt werden könne, ob durch, eine
Ministerialverordnung oder durch Reichsgesetz Maß¬
nahmen ergriffen und nähere Bestimmungen getroffen
werden könnten, ob vielleicht durch Verschärfung der Be¬
stimmungen des Nahrungsmittelgesetzes eine Besserung
herbeigeführt werden könnte, oder durch das Gesetz über
den unlauteren Wettbewerb . Ich möchte doch die Großh .
Regierung bitten , in irgendwelcher Form .Mittel und
Wege zu finden , um einen Schutz des Kirschwassers her¬
beizuführen , wie er von allen Seiten des Hauses als not¬
wendig bezeichnet worden ist. Die Regierung würde sich
großen Dank der Produzenten und Konsumenten er¬
werben , wenn sie in dieser Beziehung Vorgehen würde .

Die Anträge der Budgetkommission , die Ausgaben in
Titel XVI und die Einnahmen in Titel VII zu geneh¬
migen , und den Antrag der Abgg . Or . Zehnter und Gen .,
das Anbauverbot in bezug auf in Amerika heimische Re¬
ben betr. , der Großh . Regierung empfehlend zu über¬
weisen , sowie der Antrag der Abgg . Morgenthaler und
Gen . , den Schutz des echten Kirschwassers gegen Ver¬
fälschung betr . , werden einstimmig angenommen .

Zur Begründung der Interpellation der Abgg .
Schmidt - Karlsruhe und Gen ., die Maßnahmen gegen
übermäßige Hegung des Wildstandes betr . , erhält das

'
Wort

Abg . Schmid t - Karlsruhe (Zentr .) : Die Beschwerden
über die großen Schädigungen , welche der Land - und
Forstwirtschaft aus einer übermäßigen Hegung des
Wildstandes in verschiedenen Teilen unseres Landes er¬
wachsen, sind für das Hohe Haus nichts neues . Von
Landtag zu Landtag werden Beschwerden hier vorge -
tragen , und daß es sich auch nicht um ein unbegründe¬
tes Vorbringen handelt , ergibt sich am besten daraus ,
daß die Groß . Forstverwaltung sich zu Schutzmaßnahmen
veranlaßt gesehen hat . Ich darf da nur erinnern an die
letzten Erörterungen , welche in diesem Hause wegen der
Einrichtung der Regiejagd stattgefunden haben.

Es ist nun eine auffällige Erscheinung , daß diese Be¬
schwerden über die Hegung eines übermäßigen Wild¬
standes sich nicht etwa wie andere Beschwerden über das
ganze Land gleichmäßig verteilen , sondern daß sie eine
Eigentümlichkeit bestimmter Landesgegenden , insbeson¬
dere unserer Rheinebene bilden . Hier werden die Jag¬
den zum großen Teil auch nicht an Einheimische verpach¬
tet sondern an auswärtige kapitalkräftige Unternehmer ,
und diese auswärtigen Pächter haben einen ganz anderen
Betrieb , als ihn die einheimischen Jäger hattem Der
einheimische Jäger geht seineni Vergnügen das ganze
Jahr nach und hält im allgemeinen auf gutes Einver¬
nehmen mit den Gemeinden und mit deren Einwohnern ,
er nimmt etwas Rücksicht auf die Bedürfnisse der Land¬
wirtschaft , er läßt , wie mmt zu lagen pflegt , mit sich
reden . Anders halten es die Grandseigneurs des Kapi¬
tals , welche die großen Gemeindejagdeu allerdings mm
erhebliche Pachtbeträge pachten. Sie kommen nur we¬
nige Male im Jahre , dann soll ein großer Wildstand da
sein , der an einem oder an zwei Tagen , wie das geplant
ist, zusammengeschossen werden soll.

Diese übermäßige Hegung des Wildstandes verur¬

sacht nun große Nachteile für die Landwirtschaft . Wir
haben allerdings gesetzliche Bestimmungen - aber auch
das beste Gesetz ist eine unvollkommene . Waffe , .gegen
einen Schaden , der von Tag zu Tag entsteht . Diese
Schäden , welche hier entstehen, werden ja nicht gewöhn¬
lich auf einmal und im großen verursacht, das kommt
nur ausnahmsweise vor , wenn das Rotwild irgendwo
ausbricht und einfällt , sondern sie entstehen in kleinen

- Beträgen , Wenn nun auch die kleinsten Beträge . ^ ge¬
fordert werden können, so ist das doch , für die Betref¬
fenden mit einer großen Schererei verbunden , die Leute
verzichten dann lieber auf die Geltendmachung ihres
Schadens und umso lauter erhallen dann ihre Klagen , in
der Hffentlichkeit . Es ist deshalb wohl auch nicht mög¬
lich , daß man nur in der Geltendmachung des Wildscha¬
dens zu einer anderen Regelung kommt, es sind vielmehr
nach der Auffassung weiter Kreise eindringlichere Maß¬
nahmen notwendig . Gerade die Erscheinung , daß in
denjenigen Jagden , welche in den Händen auswärtiger
Kapitalisten sind , die die Andern überbieten können, auch
die größten Schäden Vorkommen, hat mich und eine An¬
zahl meiner Freunde vor vier Jahren zu dem Antrag
gebracht, wonach der § 3 Abs. 2 des Jagdgesetzes in
dem Sinne geändert werden sollte , daß den Gemeinden
eine größere Selbständigkeit bei der Vergebung der Jag¬
den gewährt werde . Wir wollten damit ' erzielen , daß
in solchen Fällen , wo mit Sicherheit vorauszusehen tväre,
daß irgend ein Jagdpächter einen übermäßigen Wildstand
hegen würde , die Gemeinde nicht diesem den Zuschlag

- zu geben braucht, sondern daß sie den Zuschlag auch einem
anderen Gebot zuteil werden lassen könne. Wir haben
mit diesem Antrag vor vier Jahren einen Erfolg nicht
gehabt , er ist mit 30 gegen 20 Stimmen abgelehnt wor¬
den . Damals ist gegen unseren Antrag ausgeführt wor¬
den , es sei zu befürchten, daß eine Vetterleswirtschast
entstehe. Man hat auch darauf hingewiesen , daß man
auch mit den bestehenden Gesetzen auskommen . könne,
wenn man in den Verträgen das Geeignete vorsehe . .Es
wurde ferner insbesondere darauf hingewiesen , daß auch
§ 19 des Jagdgesetzes und § 51 der Vollzugsverordnung
Abhilfe bringen könne durch die Anordnung des Abschie -

ßeus eines übergroßen Wildstandes . Die Großh . Re¬
gierung bat damals zugesagt , mittätig zu sein durch Be¬
lehrung und Vorkehrung von Maßnahmen in dieser
Richtung .

Die Beschwerden im Land sind nun aber nicht ver¬
stummt. Wer im letzten Sommer und Herbst die Presse
verfolgt hat , hat daraus entnehmen können, daß gerade
in der Rheinebene wieder außerordentlich über ein über¬
mäßiges Hegen des Wildes und über große Schäden ,
die hier zutage getreten sind , geklagt worden ist . Vor
allem aus meinem Wahlkreis sind mir aus einer Reihe
von Gemeinden lebhafte Klagen geführt worden . . Es
sind auch hier wieder insbesondere die ReintalgemeiN -
den, in anderen Gemeinden ist es weniger der Fall , aber
speziell ist esÖtigheim . Ich habe . das Beispiel von
Ltigheim schon vor 4 Jahren hier gebracht. Damals
wollte die Gemeinde den jetzigen Pächter , einen Belgier ,
nicht haben , es ging damals eine Protestschrift niit 393
Unterschriften an das Bezirksamt , es hat aber nichts ge¬
holfen . Wie recht die Gemeinde damals in ihrem Wider¬
stand gehabt hat , hat nun die großartige Wildhegung be¬
wiesen , welche nach einer Darstellung , wie sie von ver
trauenswürtiger Seite gegeben worden ist , in Otigheim
Platz gegriffen hat . In dem . Gemeindcwäld . von Ötig -
heim sind im Schlage 13 mindestens 4000 Bäume von
Reben beschädigt worden ; so viel Bäume sind ausge -



zeichnet und mit Papierstreifen versehen worden . Die
Leute sagen mir aber, das seien nur die gröbsten Beschä-
digungen gewesen . (Ministerialdirektor Or . Glöckner :
Wann war das ?) Ich nehme an , im letzten Jahr ; es ist
mir im Jahre 1909 mitgeteilt worden . Es seien also nur
die gröbsten Beschädigungen ausgenommen worden.
Wenn man auch noch die kleineren Beschädigungen hätte
mit einbegreifen wollen, so würde sich die Zahl noch um
ein ganz Erkleckliches vermehrt haben . Auch auf dem
Felde richten da die Rehe einen außerordentlich großen
Schaden an . Rudel von 12 bis 15 Stück sollen gar keine
Seltenheit sein. Diese Rehbeschädigungen treffen aber
in ihrer Überzahl nicht nur die Bäume des Waldes son¬
dern auch die Obstbäume in sehr großem Umfang .

Ähnliche Beschwerden sind mir dann noch aus Win¬
tersdorf mitgeteilt worden. Hier ist der Pächter
das Kurkomitee von Baden -Baden , das die Jagd ge¬
pachtet hat , um Fremden das Vergnügen der Jagd zu¬
teil werden lassen zu können. Da wird auch über Be¬
schwerden geklagt, vor allen aber über eine übermäßige
Hegung der Hasen und insbesondere der Fasanen . Die
sollen da förmlich bis in die Höfe und Gärten herein¬
kommen (Zuruf : In die Küche nicht ? Heiterkeit ) . Das
wäre den Bauern wahrscheinlich weit lieber . Vor allem
aber sind die Fasanen für den Welschkornanbau außeror¬
dentlich schädlich. Die Leute von Wintersdorf sagen mir ,
sie könnten an Welschkornanbau eigentlich gar nicht mehr
denken , denn es werde ihnen doch alles vernichtet.

Nun ist ein derartiger Wildschaden natürlich nicht aus¬
reichend vergütet , wenn er vergütet wird mit den paar
Pfennigen oder Mark , die bezahlt werden . Vor allem hat
aber der Landwirt dann die nötigen Futtermittel nicht,
und es wird da besonders geklagt, daß auch die Rüben -
pflänzungen beschädigt und in Mitleidenschaft gezogen
werden.

' Ferner wird von mehreren Gemeinden meines
Wahlkreises, also außer den schon genannten Gemeinden
Otigheim und Wintersdorf , auch von Ottersdorf und von
anderen darüber geklagt, daß die Abschätzung des Scha¬
dens oft lange hinaus gezogen wird , so daß man , wenn
endlich die Kommission koimnt, nichts mehr sieht .
Auch die Auszahlung der Entschädigungen soll sehr ver¬
zögert werden. Ter Bauer aber , der feine Futtergewächse
braucht, kann natürlich nicht warten , bis die Kommission
endlich zu erscheinen geruht , sondern er muß möglichst
bald wieder Ersatzpflanzen ansäen ; bis dann die
Kommission kommt , sind diese wieder ausgegangen und
dairn ist es sehr schwer, festzustellen , wenn etwas beschä¬
digt war und durch Nachpflanzungen ersetzt worden ist.

Ähnliche Beschwerden sind mir auch von anderen Kol-
■ legen bestätigt worden, und deshalb haben wir die vor-
würfige Interpellation eingebracht. Von einer Wieder¬
holung des Antrags , wie wir ihn vor vier Jahren einge¬
bracht -haben, haben wir bei seiner Aussichtslosigkeit ab -
sehen müssen , obgleich wir heute noch auf dem Stand¬
punkt stehen , daß wir damit wohl das Richtige getroffen
haben würden . Wenn aber das Gesetz nicht geändert
werden soll, dann ist es dringend notwendig , daß auch die
Grotzh . Staatsregierung alle Maßnahmen trifft , um
diesen immer mehr sich ausbreitenden Übelstand zu be¬
kämpfen. Es muß derartigen rücksichtslosen Jägern und
Jagdgesellschaften gegenüber auch einmal der Meister ge¬
zeigt werden, es muß ihnen gezeigt werden , daß die
Herren , die da vielleicht aus Frankreich und aus Belgien
hierher kommen , hier nicht in ein wildes Land , in dem
sie treiben können , was sie wollen, kommen, sondern in
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ein Land, in dem Recht und Gesetz regiert (Beifall im
Zentrum ).

Ich möchte an die Großh . Regierung die Frage richten,
in welcher Weise sie gegen diese Schäden vorzugehen ge¬
denkt . Es macht den Eindruck , als ob die Bestimmung
des 8 61 der Vollzugsverordnung zum Jagdgesetz großen¬
teils nur auf dem Papier stünde, und daß von der Be¬
fugnis , die dort vorgesehen ist , ein nur allzu sparsamer
Gebrauch gemacht wird . Ich möchte die Großh . Regie»
rung im Interesse unserer Land - und Forstwirtschaft
dringend bitten , hier einmal nach den Rechten zu sehen ,und auch den Polizeibehörden aufzugeben, mit Energie
einzuschreiten, den Abschuß in dem nötigen Umfang an¬
zuordnen, wo das verlangt wird und wo das notwendig
fällt , und auch durch die Großh . Bezirksämter die Ge¬
meinden auf die Bestimmungen des Gesetzes , die vieler¬
orts vielleicht nicht im richtigen Umfang auch bei den
Gemeindebehörden bekannt sind, hinzuweisen. Wenn
man draußen mit den Leuten spricht, so bekommt man
oft den Eindruck , daß das Gesetz nicht überall so bekannt
ist , wie es nötig wäre, so daß die Leute die gesetzlich zu¬
lässigen Anträge vielleicht nicht stellen , weil sie darüber
nicht vollständig unterrichtet sind .

Ich möchte also schließen mit dem Wunsche , daß die
Großh . Regierung sich dieser Angelegenheit energisch an¬
nehmen und dem Übelstand endlich einmal ausgiebig
Abhilfe schaffen möge (Beifall im Zentrum ).

Zur Beantwortung der Interpellation erhält das
Wort

Ministerialdirektor Or . Glöckner : Im Austrage des
dienstlich von hier abwesenden Herrn Ministers habe ich
die Ehre , die Interpellation zu beantworten .

Von den Klagen, die in einzelnen Gemeinden des Lan¬
des über Wildschäden laut geworden sind, hat die
Großh . Regierung in den letzten Jahren wiederholt
Kenntnis erhalten : einmal anläßlich der Verhandlungenüber den vorhin schon von dem Herrn Vorredner gestreif¬ten Antrag Schmidt vom Jahre 1906 , in dem eine
Abänderung des 8 3 des Jagdgesetzes beantragt war ;dann in der ersten Sitzung der Landwirtschaftskammer im
Jahre 1908, in der gleichfalls über Wildschaden geklagtund auch ein Antrag des Ratschreibers Grimm von
Klllsheim angenommen wurde, der sich in derselben Rich¬
tung bewegte , wie der von mir erwähnte Antrag Schmidt .Weiter sind der Großh. Regierung aus mannigfachen Zei¬
tungsnotizen und gelegentlich einzelner Beschwerden Ein¬
zelheiten in dieser Hinsicht bekannt geworden, die zrteinem Einschreiten Anlaß gegeben haben.

Ein Vorgehen der Großh . Regierung seit ' der letzten
Besprechung in diesem Hohen Hause hat nun in mehr¬
facher Beziehung stattgefunden. Zunächst ist seitens der
Forst- und Tomänendirektion unter dem 20. März 1907
ein Erlaß an sämtliche Forstämter ergangen , der sich ein¬
gehend über die zur Verhütung des Wildschadens nötigenund zweckdienlichen Maßnahmen ausläßt . Der Erlaß be¬
ruht auf besonderen Erhebungen bei den Forstämternund der Kenntnis der forstlichen Referenten in der Forst -
und Tomänendirektion. Er anerkennt , daß in nicht un¬
beträchtlichem Flächenumfange größere, einheitlich be¬
wirtschaftete Jagdgebiete in unserem Lande bestehen, teils
Genossenschaftsjagden , teils Eigentumsjagden . Eswird weiter zugegeben , daß auf diesen größeren
Jagdgebieten , aber auch auf einzelnen anderen
Jagden , bei denen aus besonderen örtlichen Gründen ein
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Wechsel in der Person des Pächters nur selten stattfindet ,
an Örtlichkeiten , die der Wildhege besonders günstig sind,
ein Wildstand sich da und dort gezeigt hat , der sich für
die Waldwirtschaft erheblich schädigend erweist . Als
Folge dieses zu großen Wildstandes wird erwähnt , daß
die natürliche Verjüngung bestimmter Holzarten versagt
oder Not leidet und deshalb eine ungünstige Auswahl der
Holzarten nötig fällt und damit die nachhaltige Stei¬
gerung der Ertragsfähigkeit des Waldes gehemmt wird .
Unter den Bekämpfungsmaßregeln , die den Forstämtern
anempfohlen werden , wird genannt : die Einzäunung , die
allerdings der großen Kosten wegen nur vereinzelt mög¬
lich sein werde , und dann der Schutz der Einzelpflanzen ,
der sich aber auch nicht überall als durchaus genügend er¬
weist . Die Forst - und Domänendirektion hat deswegen
die Forstämter angewiesen , den technischen Maßnahmen
zur Wildschadensvorbeugung alle Sorgfalt zuzuwenden .
Diese Maßnahmen seien wenigstens zum größten Teile
auf Kosten der Jagdpächter durchzuführen , und es sei
zu diesem Zwecke eine entsprechende Bedingung in die
Jagdpachtverträge aufzunehmen , wozu die Verordnung
vom März 1904 bereits die Grundlage bietet . Für die
Regiejagden wird angeordnet , daß die Forstamtsvorstände
zwei Drittel der bezüglichen Kosten selbst zu tragen haben .
Weiter werden die Forstämter angewiesen , auf eine Ver¬
minderung des Wildstandes überall da hinzuwirken , wo
die technischen Schutzmittel versagen , und zu diesem Zweck
von den gesetzlichen Befugnissen des 8 19 des Jagdgesetzes
und des 8 51 der Vollzugsverordnung - . (Abschuß usw .)
Gebrauch zu machen . Schließlich wird darauf hingewie¬
sen , daß bei der Reinigung der Kulturen die Forst¬
unkräuter , Weichholz und Vorwüchse , wo sie aus forstli¬
chen Gründen nicht unbedingt beseitigt werden müssen ,
als Äsung für das Wild stehen gelassen werden sollten .

Von diesem Erlaß ist den Bezirksämtern uter dem 25.
Mai 1907 Kenntnis gegeben und die Bezirksämter sind
gleichzeitig veranlaßt worden , die auf Verringerung des
Wildschadens in Gemeindwaldungen gerichteten Bemü¬
hungen der Großh . Forstämter tunlichst zu unterstützen .

Weiter ist sodann im Jahre 1907 im Anschluß an die
Verhandlungen der Zweiten Kammer vom Jahre 1906
an die Bezirksämter ein Erlaß des Ministeriums des In¬
nern ergangen , in dem den Bezirksämtern von den Kla¬
gen Kenntnis gegeben wird , die bei der Beratung des
Antrages Schmidt hier im Landtage vorgetragen wur¬
den . Die Bezirksämter werden darin angewiesen , diesen
Verhältnissen ihre besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden ,
auch, soweit erforderlich , die Gemeindebehörden auf die
in Frage kommenden Bestimmungen aufmerksam zu ma¬
chen. Es wird dabei auf folgende Punkte besonders hin¬
gewiesen : Erstens , daß die Gemeinden es nach 8 3 Absatz
2 des Jagdgesetzes in der Hand haben, bei der Verstei¬
gerung der Jagd den Zuschlag denjenigen Bietern zu ver¬

weigern , bezüglich deren Tatsachen vorliegen , welche die
Annahme rechtfertigen , daß die Betreffenden den Jagd¬
pacht zu einer übermäßigen Wildhege benützen würden ;
denn lue Verpflichtung zur Unterlassung einer übermäßi¬
gen Hege ist als eine selbstverständliche Bedingung des
Pachtvertrages anzusehen . Weiter soll im Jagdpachtver¬
trag die in 8 20 Ziffer 9 der Jagdverordnung vorgesehene
Bestimmung Aufnahme finden , die der Gemeinde das

Recht gibt , wenn der Pächter einen übermäßigen Wild¬

stand hegt und der Aufforderung des Gemeinderats zur
Verminderung desselben oder den Hierwegen seitens des

Bezirksamts getroffenen Anordnungen nicht nachkommt ,
die Pacht ohne Einhaltung der Kündigungsfrist zu kün¬

digen . Auch soll in geeigneten Fällen im Pachtvertrag

bestimmt werden , daß die in 8 21 Abs . 4 der Jagdverord¬
nung erwähnten Maßnahmen zur Verhütung von Wild¬
schaden auf Kosten der Jagdpächter erfolgen . Vor Ertei¬
lung der bezirksamtlichen Genehmigung zur Bildung
einer Jagdgenossenschaft soll jeweils sorgfältig geprüft
werden , ob nicht Tatsachen vorliegen , die die Versagung
der Genehmigung rechtfertigen . Weiter wird darauf hin¬
gewiesen , daß , wo sich ein übermäßiger Wildstand ent¬
wickelt hat und eine sofortige Kündigung des Jagdpacht¬
vertrags etwa aus besonderen Gründen der Gemeindebe¬
hörde nicht möglich erscheint , die beteiligten Grundeigen¬
tümer gemäß 8 19 des Jagdgesetzes in Verbindung mit
8 61 der Jagdverordnung durch Antrag beim Bezirksamt
ein wirksames polizeiliches Einschreiten gegen den Wild¬
stand herbeiführen können . Endlich wird den Bezirksäm¬
tern das bei Geltendmachung von Wildschadensansprüchen
zu beobachtende Verfahren mit dem Auftrag in Erinnerung
gebracht , die beteiligten Grundbesitzer bei sich bietender
Gelegenheit auf die bei Geltendmachung von Ersatzan¬
sprüchen zu beobachtenden Fristen aufmerksam zu machen .

Es ist dann seitens des Ministeriums des Innern auch
in einzelnen Fällen , die , sei es durch Zeitungsartikel , sei
es durch Beschwerden , zur Kenntnis des Ministeriums ge¬
bracht wurden , auf Grund vorheriger Feststellung des
Sachverhalts das Erforderliche vorgekehrt worden . Es
ist endlich durch eine vor kurzem erlassene Verordnung
vom 16. Dezember 1909 eine Änderung und Klarstellung
der auf den Wildschadensersatz bezüglichen Bestimmungen
der Vollzugsordnung zum Jagdgesetz erfolgt , und es sind
insbesondere durch den neuen 8 51 Ht. c dieser Verord¬

nung für die Abschätzung des Schadens auf Waldgrund¬
stücken detaillierte Vorschriften gegeben worden . Außer¬
dem ist eine Dienstanweisung für die Wildschadensschätzer
ausgearbeitet worden , die eben gedruckt wird und die in
den nächsten Wochen hinausgegeben werden soll.

Es ist also , wie ich zusammenfassend zugeben kann , in

einzelnen Landesgegenden ein hoher Wildstand , in ein¬

zelnen Fällen auch ein übermäßiger Wildstand zu ver¬

zeichnen gewesen . Wo der Wildstand sich als übermäßig
erwiesen hat , ist jedoch Abhilfe eingetreten , und es ist von
den gesetzlichen Befugnissen Gebrauch gemacht worden .

Die Zeitungsartikel , von denen einer den Wildschaden
in einer Reihe von Gemarkungen auf jährlich 5—6000
Mark bezifferte , haben sehr übertrieben . Eine Feststel¬
lung , die gerade bezüglich der Rheinebene , der Gegend
von Offenburg -Kehl , die in jenen Zeitungsartikeln spe¬
ziell genannt war , von der Forst - und Domänendirektion
unter Inanspruchnahme der Forstämter vorgenommen
worden ist , hat ganz andere Zahlen ergeben und hat ge¬
zeigt , daß jene Artikel , die im Jahre 1908 fast durch die
ganze Presse des Landes gingen , erhebliche Übertreibun¬
gen sich haben zu schulden kommen lassen .

Das Ministerium des Innern ist gerne bereit , die Be¬
zirksämter nach dem Wunsche der Herren Interpellanten
neuerdings anzuweisen , dieser auch von uns für wichtig
anerkannten Frage , die die Landwirtschaft gewiß recht
sehr berührt und die durchaus nicht gering zu achten ist,
ihre volle Aufmerksamkeit zuzuwenden . Es ist aber nicht
zu verkennen , und es muß , glaube ich , mit aller Entschie¬
denheit hier betont werden , daß es auch Sache der betei¬
ligten Gemeinden und Grundeigentünier ist , von
den gesetzlichen Befugnissen Gebrauch zu machen . (Sehr
richtig !) Und da fehlt es nach den Wahnehmungen und
Berichten , die wir bekommen haben , eben da und dorr .
Aus welchen Gründen es fehlt , das ist nicht so einfach zu
sagen . Vielfach spielt da die Höhe des Jagdpachtes eine
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Rolle, die Gemeinden wollen es mit dem Jagdpächter ,
der eine für die Gemeindekasse recht erhebliche Pacht be¬
zahlt , nicht verderben, und deswegen wird da und dort
von Klagen und Beschwerden , von einer Antragstellung
nach 8 19 des Jagdgesetzes abgesehen.

Die Mittel , welche die bestehenden Gesetze und Verord¬
nungen geben , sind durchaus nicht unbedeutend , und sie
mutzten bei richtiger Anwendung nach unserer Überzeu¬
gung ausreichen, um da, wo sich ein zu großer Wildstand
gezeigt hat , Abhilfe zu schaffen . Diese Mittel — wenn
ich sie noch einmal zusammenfassen darf — bestehen darin ,
daß erstens bei der Jagdverpachtung der Zuschlag dem
Höchstbietenden verweigert wird , wenn Tatsachen vor¬
liegen, die von ihm eine übermäßige Hegung des Wild¬
standes erwarten lassen , daß ferner da, wo die Hegung
eines zu großen Wildstandes ausdrücklich als Kündi¬
gungsgrund in den Pachtvertrag ausgenommen ist , davon
Gebrauch gemacht wird ; daß ferner in den geeigneten
Fällen , wo eine Anordnung des Bezirksamtes auf Ab¬
schuß nach § 19 des Jagdgesetzes seitens der Jagdpäch¬ters nicht beachtet wird , vom Bezirksamt gemäß § 10g
Ziffer 4 des Jagdgesetzes die Jagdpacht für aufgelöst er¬
klärt wird ; weiter in einer strengen, rücksichtslosen und
prompten Feststellung der Wildschadensersatzansprüche:
endlich in den Maßnahmen , die dem Bezirksamt nach
8 19 des Jagdgesetzes zustehen , Anordnung eines Ab¬
schusses u . dergl. Bei den Gemeindegrundeigentums¬
jagden schließlich ist auch die Möglichkeit gegeben, die
Jagd in eigene Regie zu nehmen, da es überall , wo die
Gemeinde Eigentümerin eines mindestens 72 Hektar

großen Gemeindegeländes ist , zulässig ist , die Jagd nicht
zu verpachten, sondern sie in eigene Regie zu nehmen.

Was die Klagen angeht , die der Herr Abg. Schmidt
aus seinem Wahlkreis hier erwähnt hat , so haben wir
gerade darüber noch in den letzten Tagen einen Bericht
des Bezirksamtes erhoben, und ich kann mitteilen ,
daß das Bezirksamt Rastatt neuerdings unter dem 7 .
Januar meldet, daß im laufenden Jahre über besonders
hohen Schaden und übermäßigen Rehwildstand nicht zu
klagen ist , auch nicht in dem Gebiete der belgischen Jagd¬
genossenschaft, das spez^ ll die Gemeinde Otigheim um¬
faßt , von der der Herr Abg . Schmidt gesprochen hat .
Nur in Durmersheim und Elchesheim, wo der im Dezem¬
ber vorgesehene übliche Abschuß noch nicht erfolgt sei,
werde ein Abschuß gewünscht , der der belgischen Jagd¬
gesellschaft mit kurzer Frist zur Auflage gemacht wurde.
Im übrigen ist seitens des Bezirksamtes bereits vorge¬
sehen, bei den bevorstehenden Neuverpachtungen eine Be¬
stimmung in die Pachtverträge aufzunehmen , wonach der
Pächter sich zu verpflichten hat , ganz oder zum größeren
Teil (etwa 2/ s der Pächter , V 3 die Gemeinde) die Kosten
der etwa amtlich für nötig erachteten Einzäunung beson¬
ders gefährdeter Waldkulturen zu tragen .

Eine solche Bestimmung ist schon bei der Neuverpach¬
tung einer anderen Gemeindejagd - ausgenommen worden.

In einem früheren Bericht des Bezirksamtes Rastatt
vom Dezember 1909 wird mitgeteilt , was an Maßnah¬
men im Sinne des 8 19 des Jagdgesetzes in den letzten
Jahren speziell in dem Gebiete der belgischen Jagdgesell¬
schaft und in den benachbarten Gemeinden , wo eine fran¬
zösische Gesellschaft die Jagdpacht innehat , geschehen sei.
Hiernach ist im Jahre 1903 der erstgenannten Jagdge¬
sellschaft ein stärkerer Abschuß polizeilich zur Auflage ge¬
macht worden, im Jahre 1905 wurde wegen des Ablaufs
oer Jagdpacht von der Gesellschaft aus eigenem Antrieb
ein größerer Abschuß im ganzen Jagdgebiet vorgenom¬

men ; im Frühjahr 1907 und im Herbst 1907 ist wieder¬
um ein stärkerer Abschuß von Rehwild durch daS Amt
angeordnet worden, ebenso im Jahre 1908 , und es sind im
Jahre 1908 von der belgischen Gesellschaft auf dem Ge¬
biete der drei Gemeinden Bietigheim , Otigheim und El¬
chesheim insgesamt 137 Rehe abgeschossen worden ; im
laufenden Jahre sind aber seitens der Gemeinden noch
keine Anträge gestellt worden, woraus zu entnehmen ist,
daß der vorjährige Abschuß zunächst ausreicht .

Wenn also die 4000 Bäume , von denen der Herr Abg.
Schmidt vorhin gesprochen hat , im Winter 1908 auf 1909
beschädigt worden sind, so wäre es doch wohl Pflicht der
Gemeindeorgane gewesen , beim Bezirksamt die nötigen
Anträge zu stellen , damit das , was jeweils in den Vor¬
jahren geschehen ist, auch im Jahre 1909 hätte geschehen
können . Und wenn endlich seitens einzelner Gemeinde¬
behörden die Regelung des Wildschadens hinausgezögert
worden ist, dann muß eben gegen die säumigen Gemein¬
debeamten auch die Hilfe des Bezirksamts angerufen
werden, und diese Hilfe wird nicht auf sich warten lassen.

Ich kann also nur wiederholen : Die Gemeindebehör¬
den und die Grundeigentümer sollen nur ohne Scheu von
den gesetzlichen Befugnissen Gebrauch machen ; an den
Verwaltungsbehörden soll es nicht fehlen und das Mini¬
sterium ist bereit, die Verwaltungsbehörden neuerdings
in diesem Sinne mit Anweisungen zu versehen.

Auf Antrag des Abg . Schüler (Zentr .) findet eine
Besprechung der Interpellation statt .

Es erhalten das Wort

Abg . Morgenthaler (Zentr .) : Nach den Ausfüh¬
rungen der Großh . Regierung sollte man allerdings glau -
ben , daß die Gemeinden Schutz genug gegen Wildschaden
haben. Aber es scheint doch , daß dies nicht überall der
Fall ist. Gerade aus meinem Wahlkreis und namentlich
aus dem Gebiete des Schuttertals kommen sehr bedeu¬
tende Klagen über den Wildstand. Vor allem ist es der
große Stadtwald Offenburg , wo sich das Wild außeror¬
dentlich vermehrt und in die benachbarten Felder ein¬
dringt , nachts die Rehe , tagsüber Hasen und Fasanen ,
und Verwüstungen anrichtet. Wenn es dann an die
Abschätzung geht , so scheint es, daß trotz der ergangenen
Vorschriftennicht entsprechend verfahren wird . Der Jagd¬
pächter schätzt anscheinend ab , wenn es ihm paßt . Es ist
mir ein Fall mitgeteilt worden, daß vor etwa 2 Jahren
einem Mann im Spätjahr ein größeres Feld von Run¬
kelrüben stark beschädigt worden sei ; er hat auch Anzeige
erstattet , aber die Abschätzung verzögerte sich. Es ist
dann bald Frost eingetreten ; der Schaden war noch nicht
abgeschätzt und das Feld noch nicht abgeerntet ; dadurch,
daß der Frost dazu gekommen ist , war der Schaden noch
größer . Eine Einigung über den Schaden wurde dann
nicht erzielt , der Streit mußte noch vor Gericht ausge¬
tragen werden und schließlich hatte der Mann keine Rü¬
ben , die Rüben waren der Witterung ausgesetzt und sind
zu Grund gegangen. Der Mann hat auch keine entspre¬
chende Entschädigung erhalten , im Gegenteil noch Kosten
gehabt. In einem anderen Fall , der mir genannt wor¬
den ist, wo es sich ebenfalls um Runkelrüben handelte ,
hat der Besitzer Anzeige erstattet , es wurde aber nicht
abgeschätzt, sodaß er schließlich abgeerntet hat . Was stark
beschädigt war , hat er liegen gelassen , was noch zu ge-
brauchen war , hat er mitgenommen. Es wurde dann der
Schaden auf 30 Ztr . geschätzt , dabei wurde angenommen ,
daß auch die stark beschädigten Rüben noch verfüttert
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werden können. Auf diese Weise wurden dem Mann für
den ganzen großen Schaden nur 15 Mark vergütet .

Ich könnte noch andere derartige Beispiele anführen .
So ist z . B . einem Landwirt , der eine zweite Schätzung
beantragen wollte, gesagt worden, wenn er noch einmal
abgeschätzt haben wollte, so müsse er in jedem Fall die Ko¬
sten dafür bezahlen.

, Ich glaube , es wäre jedenfalls angebracht, daß die Be¬
hörden, denen die Anwendung der hier in Frage kommen¬
den Bestimmungen obliegt , darauf hingewiesen werden,
auch wirklich von all den Vorschriften, dem Jagd¬
gesetz und den Erlassen, die die Großh . Regie¬
rung zum Schutze gegen übermäßigen Wildschaden
erlassen hat , ausgiebigen Gebrauch machen . Dann könn¬
ten solche Klagen nicht mehr in diesem Umfange Vor¬
kommen ; wo die Sache so gehandhabt wird , sind die
Leute den Jagdpächtern gegenüber nahezu schutzlos.
Seitens einzelner Beschädigter wurde schon bei mir an¬
gefragt , ob es nicht möglich wäre , ihnen bei der Schadens-
abschätzung jemanden zur Seite zu stellen . Im Jagdge¬
setz ist ja die Abschätzung durch eine Kommission vorge¬
sehen . Wie das Abschätzungsverfahren aber gewöhnlich
gehandhabt wird , ist meist der Jagdpächter der al¬
lein maßgebende Faktor , und da ist es klar, daß eine
willkürliche Abschätzung herauskommt . Es wird durch
die heutige Besprechung der Interpellation in weiteren
Kreisen bekannt werden , welche Handhaben das Jagd¬
gesetz gegen übermäßige Wildhege bietet , und ich möchte
nur wiederholt wünschen , daß auch die Behörden ange¬
wiesen werden , von den Bestimmungen des Jagdgesetzes
in ihrem vollen Umfang Gebrauch zu machen , und zwar
sowohl bei dem Abschluß des Jagdvertrages , bei der
Jagdverpachtung , als auch dadurch, daß , wenn ein über¬
mäßiger Wildstand vorhanden ist , die Abschießung ange¬
ordnet wird , beziehungsweise Kündigung des Jagd¬
pachtvertrages erfolgt , und daß die Schadensabschätzung
durch eine Kommission und nicht willkürlich durch den
Jagdpächter geschieht .

Abg . Sänger (natl .) : Im allgemeinen scheint die
Rheinebene der Landstrich zu sein, aus dem die meisten
Klagen über Wildschaden zutage treten , und
ganz speziell ist es die Umgegend der F e st u n g
S t r a ß b u r g , die den meisten Stoff für die Zeitungs¬
artikel liefert , über die auch von der Regierungsbank schon
gesprochen worden ist . Auch mir sind aus meinem Wahl¬
kreise von verschiedenen Gemeinden Klagen über über¬
mäßigen Wildstand zugekommen. Insbesondere hat
mich die Gemeinde F r e i st e t t gebeten, hier ihre Sache
zu führen . Es handelt sich hier nicht um Ansprüche von

Privaten , sondern es ist die Gemeinde selbst, die in ihrem
Waldbestande durch Rehwild geschädigt worden ist . Sie

steht gegenwärtig im Prozeß mit ihrem Jagdpächter .
Die Gemeinde erzielt allerdings (das . muß ich voraus¬
schicken) einen ziemlich hohen Jagdpacht . Der Pächter
der Gemeindejagd Freistett zahlt 8800 M . gegenüber
einer Summe von 3300 M . vor noch wenigen Jahren
(Abg . Duffner : Hört , hört !) . Für den Schaden, der
der Gemeinde in ihren Waldbeständen erwachsen ist , hat
sie nun 400 M . verlangt . Zunächst ist ein Gutachten
des Forstamts Kork und später ein Obergutachten des
Herrn Professors Or . Hausrath von der technischen Hoch¬
schule hier erhoben worden , und in diesem letzteren Gut¬
achten ist nur die Summe von 162 M . als die genannt
worden, die der Gemeinde für den entstandenen Wild¬
schaden zu vergüten wäre . In diesem Gutachten wird
allerdings zugegeben, daß diu einjährigen StockauZ¬

schläge der Eschen und Hainbuchen während des Winters
1908/09 sehr stark vom Rehwild verbissen worden sind .
„Bei den Hainbuchen"

, heißt es in diesem Gutachten
weiter , „muß befürchtet werden , daß sie auch in den fol¬
genden Jahren wieder dem Verbiß unterliegen , denn sie
sind infolge der Beschädigung noch nicht dem Geäse des
Rehwildes entwachsen , ja , es besteht die Gefahr, - daß
manche Stöcke ganz eingehen. Dies wäre mit Rücksicht
auf die Bodenpflanze sehr zu bedauern . Bei den Eschen
besteht der Hauptschaden in der Vergabelung der ver¬
bissenen Lohden. Das künftige Hiebergebnis wird daher
aus rauherem und schwächerem Material bestehen .

"

Ich habe Gelegenheit genommen, mir den Wald an Ort
und Stelle anzusehen, und ich habe mich über den Um¬
fang des Schadens tatsächlich gewunöert . Gerade die
Hainbuchen und die Eschen sind streckenweise ganz rui¬
niert . Ich kann nun allerdings das Gutachten dieses
Sachverständigen nicht anzweifeln , aber ich für meine
Person wäre doch der Meinung gewesen , es hätte der
Jagdpächter diese 400 M . bezahlen und dadurch die
Sache aus der Welt schaffen sollen .

Was diese Zeitungsartikel betrifft , so bin ich
nicht ein so großer Chauvinist wie die Herren , die die
Artikel schreiben . Ich möchte mir nur gestatten , aus
einem Artikel — ich habe ein Dutzend hier , die sich alle
mit den Jagden in der Umgegend von Straßburg und
speziell mit den Jagden des Hanauerlandes beschäftigen
:— wenige Sätze vorzulesen, die sich mit der Gemeinde
Diersheim , meiner Heimatgemeinde , wo ich die Ver¬

hältnisse doch wohl auch einigermaßen kenne , beschäftigen .

Nachdem zunächst von anderen Gemeinden die Rede ist,
heißt es da : „Die angrenzende Gemarkung Diersheim aber,
wo Franzosen jagdberechtigt sind , ist nur vier Kilometer
vom Fort „Blumenthal " entfernt ! ! ! Das Merkwürdigste
jedoch ist, daß ein großer Teil des Diersheimer Geländes
aus sogen . „Rheinwörth " besteht , d . h . aus undurchdring¬
lichen , mit Gräben , Schilfgewässern, trocken liegenden
Stromarmen durchzogenen Dickungen, und daß

dieser „Wörth " sich , in einer Breite von etwa einem Kilo¬

meter , ohne Unterbrechung bis auf 600 Meter Entfer¬

nung an das Fort „Blumenthal " hinzieht ! ! ! Selbst ein

„Zivilstratege " vermag zu ernennen, daß iiu Ernstfall

genaue Geläudckcuntnis des Feindes diesen „Rhein¬

wörth " zu einer Deckung der allergefährlichften Art ge¬

stalten niutz. Genau acht Kiloinetcr vom Fort „ Blumen¬

thal " beginnt der große dichte Wald von Rhcinbischofs-

heim , woran sich ohne Unterbrechung derjenige von Frei¬
stett anschließt. Diese vor Fort „Blumenthal " liegenden
ausgedehnten Waldungen werden seit zwei Jahren von
zahllosen französischen Jägern durch -

streift . Die Franzosen sind darin völlig
z u H a u s e und kennen auf das genaueste jeden Schleich¬
pfad , jede Brücke , jeden Bach , jede Entfernung . Dem'

aufmerksamen Beobachter dieses beispiellosen Treiben ^
vor den Wällen einer unserer größten , wichtigsten Grenz¬
festungen erscheint es unfaßlich , daß die intime Geländes
kenntnis , welche sich die Franzosen derart zu verschaffen
vermögen, militärisch ganz wertlos sein sollte . Ist dies
tatsächlich der Fall , so würde die deutsche Militärbehörde
klüger tun , den „Sicherheitsrayon " gänzlich aufzuheben,

.denn abgesehen davon, daß Ausländer darin jagen , er¬
regt diese wenig geniale Maßregel den blutigen Hohn der
spottsüchtigenFra 'nzosen ! " Ta kann man eigentlich nur sa¬
gen : Huh ! Huh ! Ta bekommt man Angst und Gänsehaut .
Man sieht förmlich die Turkos , vor denen die Straßburger
1870 ihre silbernen Löffel versteckten , wieder über den Rhein
Herüberbrechen . Ich muß an diesem Artikel verschiedenes
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richtig stellen . Zunächst ist unrichtig , daß die Gemarkung
,-Diersheim bis auf wenige 100 Meter an das Fort „Blu¬
mental " heranreicht. Es liegen zwei vollständigeGemarkun -
gen, Honau und Leutersheim , dazwischen , dann kommt

-die Gemarkung .Auenheim und erst in deren Mitte liegt
>has Fort Blumenthal . Wenn weiter davon die Rede ist,
-das Gehölz wäre undurchdringlich, so muß man sich doch
ieigentlich wundern , wie diese „vielen Franzosen " „tagtäg¬
lich" diese undurchdringlichen Wälder wie die Indianer

-durchziehen können!
Ich sehe gar nicht «in , warum ein Franzose , der sich

i die Kenntnis des Festungsgeländes verschaffen will , den
Schießprügel auf den Rücken nehmen mutz ; er kann sich
diese Kenntnis ebenso gut mit dem Spazierstock in der
Hand verschaffen , daran kann ihn kein Mensch hindern

.(Sehr richtig !). Jedenfalls sind die Interessen der Lan-
desverteidigung lange nicht so gefährdet , wie in diesem
Zeitungsartikel immer wieder behauptet wird (Sehr rich¬
tig !) . Unsere militärischen Interessen werden von ande¬
rer Seite und sehr gut gewahrt .

n;. Dagegen bin ich der Ansicht , daß es gut , recht und bil-
, lig wäre, wenn man für Ausländer , die in unserem
Grotzherzogtnm jagen wollen, die Preise für Jagdpässe
erhöhte. Man könnte dies schon aus dem Grunde tun ,weil, soviel mir bekannt ist, keinem Deutschen gestattet
ist, in Frankreich zu jagen, . falls er nicht in Frankreicheinen festen Wohnsitz Nachweisen kann.

Was die Abänderung des 8 3 des Jagdge¬
setzes betrifft , die vor - einigen Jahren hier zur Bera¬
tung stand, so habe ich damals dagegen gestimmt und ich
muß erklären , ich stehe heute noch auf diesem Standpunkt .Menn die Bestinimung des 8 3 , durch welche die Gemeinde¬
verwaltungen verpflichtet werden, bei der Versteigerung-der Gemeindejagden den Zuschlag zu erteilen , abgeändertwürde , so würde das , um es geradeheraus zu sagen, da u.dort nach meiner Ansicht zu einer Vetterleswirtschaft füh¬ren (Sehr richtig !) ; es wäre dann dem Bürgermeister ,einem Gemeinderat oder sonstigen einflußreichen Män¬
nern in der Gemeinde oder deren Anhang unter Umstän¬
den leicht möglich , die Jagd billig an sich zu bringen . Es
muß aber die erste Pflicht der Gemeindeverwaltung sein,das Gemeindevermögen gut zu verwalte » und darauf zu
sehen, daß aus der Gemeindejagd auch möglichst viel her-
ousgeholt wird . Selbstverständlich sind dabei die Inter¬
essen der Landwirte und Grundstücksbesitzer nicht aus dem
Auge zu lassen .

Wenn wir uns vergegenwärtigen , daß Gemeindenda sind, die aus ihren Jagden statt bisher 600 M . jetzt3000 Mark oder statt 3000 Mark jetzt 3000 MarkPacht eiimehmen, so müsseil wir uns doch sagen, daßMit diesen horrenden Summen manche sozialen Aufgabender Gemeinden gelöst werden können, deren Lösung ohne' diese Pachterträgnisse nicht möglich wäre oder, wenn sie
dennoch erfüllt werden wollten , eine unerträgliche An-' schwellüng der Umlagen im Gefolge haben würde (Sehr
richtig !).

. Dagegen bin auch ich der Meinung , daß von den Be¬
fugnissen des §

' 19 J .G . seitens der V e r w a l t u n g s -
hchörden in ausgiebigstem Umfange Gebrauch ge¬
macht werden sollte , dtach diesem Paragraph hat die
Staatsbehörde , wenn irgendwo ein übermäßiger Wild-

.stand gehegt oder Grundstücke sonst einer erheblichen Be¬
schädigung durch Wild ausgcsetzt sind , auf Alltrag der¬
jenigen, deren Grundstücke dadurch bedroht werden , An¬

ordnungen zur Vermindcrnug des Wildstandes zu tref -
fen . Sie ' kann in diesem Falle den Berechtigten zur
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Ausübung der Jagd während der geschlossenen Zeit er¬
mächtigen und anhalten . Von dieser Gesetzesbestimmung,meine ich, sollten die Gemeinden so viel wie möglich Ge¬
brauch machen und die Bezirksämter und das
Ministerium sollten den Gemeinden hie¬rin weitgehendste Unterstützung leihen .

Abg. Dr . Heimburger (Dem.) : Es scheint mir ausallem, was bisher gesagt worden ist, hervorzugehen , daß
eigentlich eine Abänderung der gesetzlichen
Bestimmungen nicht nötig ist. (Sehr richtig !) DerHerr Abg. Schmidt-Karlsruhe hat zwar erklärt , er stündeimmer noch auf dem Standpunkt seines Antrags vom
vorigen Landtag , er ist aber nicht dazu übergegangen ,etwa diesen Antrag heute zu wiederholen. Ich habe da¬mals mit meinen Freunden gegen diesen Antrag ge»
stimmt ; wir würden es heute wieder tun , wenn er ge¬stellt würde, und zwar aus den Gründen , die der HerrKollege Sänger ganz kurz angeführt hat . Eine solcheBestimmung wäre ja nichts neues, sie hat früher einmalbestanden und hat damals zu den allerschlimmsten Miß¬ständen und Mißbräuchen geführt ; das würde zweifel¬los wieder der Fall sein , wenn die Bestimmung vonneuem eingeführt werden würde.

Dagegen scheint mir mit Recht darüber geklagt zuwerden, daß die bestehenden gesetzlichen Bestimmungenda und dort nicht mit der Energie angewendet werden ,die notwendig wäre, um die Mißstände zu beseitigen. Esscheint da zuweilen an den Gemeinden zu fehlen, dasist aber psychologisch zum Teil begreiflich. Die Gemein¬den befinden sich da auch in einem gewissen Zwiespalt ,sie müssen wählen zwischen einem hohen Jagdpachtertragund einer energischen Befolgung der maßgebenden Be¬stimmungen, und da ist es vielleicht begreiflich, wennmancher Bürgermeister und mancher Gemeinderat , umeben die hohe Jagdpacht , welche der Gemeindekasse sehrzu gute kommt , zu erhalten , auch einmal Fünf gerad seinläßt und die Bestimmungen nicht so streng durchführt ,wie das im Interesse der Landwirtschaft notwendig wäre .Ick) billige das nicht, ich bin der Meinung , daß an ersterLtelle das Interesse der Landwirtschaft, der Bauern stehenmuß, und daß nur , soweit es mit diesen Interessen ver¬träglich ist, für das Vergnügen der Jäger und die hohenJagdpachten für die Gemeindekasse gesorgt werden kann,und ich billige es durchaus, wenn die Großh . Regierungsich angelegen sein läßt , immer und immer wieder durchdie Bezirksämter auf die maßgebenden Bestimmungenhinzuweisen und dafür zu sorgen, daß sie mit derjenigenStrenge angewendet werden, die notwendig ist , um dieBauern vor Schaden zu bewahren.
Im übrigen mutz auch ich sagen, die Klagen , die inder Presse laut geworden sind, scheinen mir zum Teilallerdings übertrieben zu sein . Soweit sie von Bauernund aus bäuerlichen Kreisen hervorgehen, sind sie ge¬wiß nicht übertrieben, und soweit sind sie gewiß auch be¬rechtigt gewesen, aber soweit sie unter dem Deckmantelder Vaterlandsliebe und der nationalen Gesinnung gegendie französischen Konkurrenten ins Land hinaus gegan¬gen sind, müssen sie mit größter Sorgfalt betrachtet wer¬den . Mir scheint, daß manchnial hinter diesen schönenvaterländischen Worten der Wunsch steht , einen sehrunbequemen Konkurrenten los zu werden (Sehr richtig !)und selbst zu eineni verhältnismäßig billigen Preis dieJagd zu bekommen . Tazn braucht aber die Regierungund der Landtag die Hand nicht zu bieten , und die Sorgedieses „ Zivilstrategen "

, wie er sich selber genannt hat ,daß etwa die Sicherheit der Feste Straßburg durch Spio -
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nage gefährdet wird , können wir ganz gut der deutschen
Militärverwaltung überlassen. Die deutsche Militär¬
verwaltung ist nicht so zimperlich, wenn es gilt , militäri¬
schen Interessen zum Durchbruch zu verhelfen, und ich
glaube, daß wir uns um die Sorge für die Wahrung der
militärischen Interessen unseres Landes im Landtag
hier sehr wenig zu bekümmern brauchen.

Abg. Schmu « ck (Zentr .) : Die Klagen über eine über¬
mäßige Hegung des Wildstandes betreffen nicht allein die
Rheinebene sondern auch zum Teil die Gebirgsgegend.
Mir ist wenigstens von einer Gemeinde meines Wahlbe¬
zirks , von Bühlertal , mitgeteilt worden, daß dort
ähnliche Mißstände herrschen , wie sie der Herr Abg .
Schmidt bezüglich der Rheinebene geschildert hat . Es
sind dort zwar nicht die Hafen am hellen Tage zu den
Wohnstätten geschweige in die Küchen gelaufen, dort sind
es vielmehr in der Hauptsache Rehe und Hirsche, die die¬
sen übermäßigen Schaden verursachen. Vor wenigen Wo¬
chen ist aus der Gemeinde Bühlertal eine Eingabe an
das Bezirksamt gerichtet worden, in der um Maßnahmen
zur Vermeidung dieses Wildschadens gebeten wurde.
In der Petition ist zum Ausdruck gebracht worden, daß
ganze Grundstücke vom Wild unterwühlt und daß die
Acker - und Wiesenerträgnisse durch die Wildverheerun¬
gen um mehr als ein Drittel gemindert würden . Die
Eingabe trägt 130 Unterschriften , und mir ist mitgeteilt
worden, es könnten, wenn auf eine größere Zahl Unter¬
schriften Wert gelegt werde, ohne weiteres noch einmal
130 Unterschriften beigesetzt werden . Den Leuten ist all¬
mählich auch die Geduld ausgegangen ! Mir ist gesagt
worden, es seien , als die Jagd in früheren Jahren in an¬
deren Händen war , derartige Mißstände nicht vorgekom¬
men. Seit drei oder vier Jahren ist die Jagd nicht etwa
von auswärtigen sondern von einheimischen Pächtern ,
unter denen sich der Bürgermeister der betreffenden Ge¬
meinde befindet, gepachtet worden. Nun ist es ganz rich¬
tig , die Leute können den Schaden anmelden, aber damit
sind alle möglichen Scherereien verbunden , z . B . brauchen
die Leute, die weit weg wohnen, die vielfach tagsüber ini
Walde beschäftigt sind , mehrere Stunden , um auf das
Rathaus kommen und ihre Ansprüche Vorbringen zu kön¬
nen . Es wurde mehrfach gütliche Einigung mit den
Jagdpächtern versucht , aber anstatt den betreffenden
Landwirten entgegenzukommen, soll einer der Jagdpäch¬
ter gesagt haben, er werde lieber noch einen Eisenbahn¬
wagen voll Wild nach Bühlertal bringen , als daß er eine
Abschiebung vornehme . Das kann man selbstverständlich
nicht entgegenkommend nennen , besonders wenn man be-
denkt,.daß die Schäden mitunter einen ganz beträchtlichen
Umfang angenommen haben. Ich weiß nun nicht , wel¬
chen Erfolg die Eingabe , die vor einigen Wochen an das
Bezirksamt in Bühl abgegangen ist , gehabt hat , jeden¬
falls möchte ich aber der Hoffnung Ausdruck geben , daß
das Bezirksamt Mittel und Wege zur Beseitigung dieser
berechtigten Beschwerden der Bühlertäler Bevölkerung
findet .

Abg. Geck (Soz .) : Wir Gesetzgeber wissen, daß wir es
mit den Gesetzen niemals allen Leuten recht machen kön¬
nen. Bei dem Jagdgesetz können wir uns damit
wenigstens trösten , daß seine Schattenseiten nicht die
schlimmsten sind , die wir in der Gesetzgebung zu verzeich¬
nen haben. Ich war seinerzeit Mitglied der Kommission,
in der das Gesetz die Form erhalten hat , wie sie heute
zum Gegenstand verschiedener Angriffe gemacht wurde.
Ich habe mit einer gewissen Befriedigung gehört, daß

man trotz aller Mängel , die diesem Gesetz anhasten , denn
doch an seinen Gruüdlagen nicht rütteln will , und dast
man darauf verzichtet, einen Antrag zur Abänderung des
Gesetzes einzubringen . Es ist übrigens auch bei der
Mehrheit dieses Hauses der Wille nicht vorhanden , das
Gesetz jetzt schon wieder abzuändern . Ich möchte die Her¬
ren vom Zentrum daran erinnern , daß an der Bearbei¬
tung des Gesetzes zu seiner jetzigen Form ein Mann aus
ihrer Mitte einen wesentlichen Anteil hatte , ein großer
Nimrod und ein Grundbesitzer zugleich , Herr von Bod-
man ; dieser war , glaube ich, auch Vorsitzenderjener Kom¬
mission und hat die Fassung des Gesetzes , soweit sie sich
auf den Wildschaden bezieht, als eine recht befriedigende
erklärt . Nun wird es ja schwer sein, Klagen über Wild¬
schaden überhaupt zu vermeiden. Solange es Wild
gibt, solange wird es Wildschadensklagen geben, und sie
werden immer ärger , trotzdem ich glaube, daß der Wild¬
schaden heute nicht in dem Matze vorhanden ist , wie er
früher war . Wie man heute über die Bösartigkeit der
Jugend und der Buben klagt und sagt, früher seien sie
viel besser und bräver gewesen , so verhält es sich auch mit
dem Wild und dem Wildschaden . Ich nehme an , daß es
sich genau so verhält , daß es früher schlimmer war und
daß es durch die Einwirkung der Gesetzgebung wie bei
den Buben so bei dem Wild besser geworden ist

Wir müssen aber auch bedenken , daß der Bauer heute
jeden Wildschaden , der ihm zugefügt wird , mit anderen
Augen ansieht als früher . Früher ließ er manches über
sich ergehen und war froh , wenn er dafür einmal einen
Hasen im Topf hatte oder wenn er bei einer Festlichkeit
auch einmal ein Stück Rehbraten verzehren und
dabei denken konnte: Ja Kerl , du hast mir manchmal
einen großen Schaden zugefügt , aber jetzt ist alles wieder
ausgeglichen. Heute ist der Bauer genötigt , einen Scha¬
den, der ihm zugefügt ist, kritischer zu beurteilen . Das
bringen die geänderten ökonomischen Verhältnisse mit ,
das bringt der Zustand mit , daß der Bauer eben heutzu¬
tage mit viel größerer Vorsicht arbeiten muß und alles
zu seinem Nutzen zu betrachten genötigt ist . Aber darauf
will ich nicht des näheren eingehen. Der Bauer wird
von anderer Seite viel mehr geschädigt als von dem Wild
und hätte notwendiger , dorthin feine Kampsesenergic zu
richten. Der Schaden, den ihm die verursachen, die ihm
durch ihre Gesetze insbesondere seine Futtermittel ver¬
teuern, ist viel größer als der, den das Wild verursacht.

Wir sind daher der Ansicht , daß, wenn unsere Jagd¬
gesetzgebung , die nun etwa 10 Jahre in dieser Form be¬
steht , in der Weise gehandhabt wird , daß die darin vor¬
gesehenen Bestimmungen über Beschwerderecht und Scha¬
densersatz richtig angewendet werden, wir dem Übel , so¬
weit es überhaupt bekämpft werden kann, abhelfen kön¬
nen.

Daß in einigen Gegenden des Landes der Wild -
st a n d größer ist als in anderen und der Schaden hier
mehr in Erscheinung tritt , das ist richtig. Es fehlt uns
leider die Möglichkeit, eine Art Völkerwanderung des
Wildes eintreten zu lassen , in der Weise vielleicht , daß
man die Rehe und Hirsche in einem Bezirk einfängt und
in einen anderen transportiert und sie dort polizeilich
überwachen läßt , daß sie sich nicht wieder entfernen . Aber
im Großen und Ganzen werden Sie doch alle den Ein¬
druck gewinnen , daß , wenn man so durchs Land geht oder
fährt , man höchst selten Wild in größerer Anzahl beobach¬
ten kann. Unserer jungen Generation ist ein Hirsch iu
der Freiheit ein seltener Anblick ; Sie können Tausende
von jungen Leuten, die durch die Wälder gehen , fragen ,
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einen Hirsch in der Freiheit werden sehr wenige beobach¬
tet haben. Es können also die Klagen , die speziell über
das Anwachsen des Wildstandes hier vorgetragen worden
sind, nur auf — nicht Jägerlatein — sondern Bauern -
Intein beruhen.

Die Gemeindeverwaltungen auf dem Lande befinden
sich allerdings in einem Dilemma . Auf der einen Seite
ist es sehr erwünscht , daß die Jagdpächter einen größeren .
Betrag in die Gemeindekasse abliefern , auf der anderen
Seite aber kommen die Grundstücksbesitzer und klagen
beim Bürgermeister über Wildschaden; dieser ist da oft in
der verzweiflungsvollsten Lage, wem er Recht geben soll.
Wenn es nur eines Gemeindebeschlusses bedarf , das Be¬
zirksamt zur Ausübung einer gesetzlichen vorgesehenen
Maßnahme (wie das Abschießen eines übermäßigen Wild-
ftandes) anzuregen , so sollen die Leute doch einen solchen
Beschluß herbeiführen ! Ich glaube , je stärker das arbei¬
tende Element in den Gemeindeverwaltungen vertreten
sein wird , desto eher wird man auch den Ausweg finden,
um die vorhandene Gesetzgebung zugunsten einer Beseiti¬
gung des Wildschadens zu handhaben.

Es ist schon hinreichend gekennzeichnet worden , daß
man hier wieder einmal die patriotische Seite in recht
ungeschickter Weise anzuschlagen verstanden hat . Ich
will darauf nicht mehr abheben, ich will nur noch dem
gegenübertreten , was der Herr Abg. Schmidt hier be¬
tont hat , als er den Kapitalisten gegenüber den
Nichtkapitalisten ausgespielt hat . Herr Abg. Schmidt ,
wenn der Kapitalismus keine schlimmere Seite hat als
diejenige, die Sie hier erwähnt haben , dann wäre er noch
eine erträgliche Einrichtung . Der Kapitalist , der Jagd¬
pächter ist , gibt ja Geld her, er gibt mehr her als ein
Nichtpächter, er läßt sich herbei, von dem angeeigneten
Kapital einen Teil in die Gemeindekasse zu geben , und
ist derjenige, der — das geben, unsere Gemeindeverwal¬
tungen ja zu — am meisten gewillt ist und unter Um¬
ständen auch genötigt ist , davon abzugeben. Ich sage
also , wenn der Kapitalist sonst keine schlimmere Seite
entfalten würde als hier , wo er große Jagdpachten be¬
zahlt , so könnten wir mit ihm zufrieden sein. Mir denkt
es noch aus meiner Jugendzeit , aus den Mer Jahren , wo
bei uns in Ortenau die Franzosen hauptsächlich
Jagdpächter gewesen sind . Damals ist Leben und Ver¬
dienst in ' das Volk gekommen , die Franzosen , die damals
herüber gekommen sind , haben bei einer Jagd mehr
Trinkgelder gegeben , als heute an Erlös dieser ganzen
Jagd erzielt wird . Es hat dieser Zustand diesseits und
jenseits des Rheins zu einem ganz erträglichen Verhält¬
nis geführt . Man hat sich damals eigentlich gar nicht
als Erbfeind und Gegner gekannt, sondern man hat zu¬
sammengehört, bis der unglückselige Krieg im Jahre
1870 ausgebrochen ist. Und die Franzosen , die damals
in der Kehler Gegend, in der Ortenau , bei Schutterwald
und sonst überall die Jagd ausgellbt haben, haben nicht
als Spione für den Krieg funktioniert ; es ist ihnen ja
sogar unmöglich gewesen , durch diejenigen Kenntnisse,
die sie sich bei der Jagdausübung erworben haben , irgend
etwas gegen die Eroberung der Festung Straßburg
durch unsere badischen Truppen zu tun .

Ich komme zum Schluß , indem ich im Auftrag meiner
Fraktionskollegen sagen darf : Wir sehen die Möglichkeit,
durch eine richtige Handhabung des jetzigen Gesetzes den
Übelständen, soweit man sie überhaupt bekämpfen kam : ,
entgegenzutreten ; wir wünschen nicht , daß in nächster
Zeit eine Änderung dieses Gesetzes eintritt , am allerwe-
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nigsten nach den übrigens teilweise unberechtigten Ge¬
sichtspunkten , wie sie hier vorgetragen worden find.

Abg . Henuinger (Zentr .) : Auch in meinem Wahl¬
kreise herrschen Klagen über Wildschaden. Die Wild¬
schäden sind bei uns aber nicht allein auf das jagdbareWild zurückzuführen, sie werden hauptsächlich durch die
Kaninchen verursacht. Diese Tiere kommen erst seit
einigen Jahren bei uns vor und verursachen einen außer¬
ordentlich großen Schaden besonders in den Rebbergen .Wenn ich richtig unterrichtet bin , gehören diese Kanin¬
chen nicht zum jagdbaren Wild , weshalb es fraglich ist ,ob der Jagdpächter für den Schaden, der durch die Ka¬
ninchen verursacht wird , haftbar gemacht werden kann.
Diese Tiere vermehren sich ungeheuer rasch, so daß es
leicht dazu kommen könnte , wenn nicht an eine energische
Ausrottung gedacht wird, daß sie sich zu einer
Landplage entwickeln . Nur die strengsten Maßnahme ^gegen diese Tiere können hiergegen helfen.

Erster Vizepräsident Geiß übernimmt das Präsidium .

Ministerialdirektor Or . Glöckner : Gestatten Sie ,daß ich kurz auf die Bemerkungen, die von den einzelnenHerren vorgebracht worden sind , zurückkomme .
Wenn zunächst der Herr Abg . M o r g e n t h a l e r sichdahin ausgesprochen hat, daß die Verzögerung der Ab¬

schätzung des Wildschadens den Wildfchadensersatz unter
Umständen illusorisch mache, so ist das nur möglich, wenndie ausdrücklichen Bestimmungen des Jagdgesetzes undder Vollzugsverordnung einfach nicht beachtet werden.Das Jagdgesetz bestimmt in § 21 Ziffer 5 : „Wer Ersatzfür Wildschaden fordern will, hat diesen Anspruch bei
Ausschlußvermeidenbinnen einer Woche, nachdem er vonder Beschädigung Kenntnis erhalten hat , bei dem fürdas geschädigte Grundstück zuständigen Bürgermeisteranzumelden, welcher sofort den Ersatzpflichtigen oder
dessen Beauftragten zu benachrichtigen hat .

" Und § 51cder Vollzugsverordnung bestimmt: „Wird ein Anspruchauf Wildschadensersatz rechtzeitig beim Bürgermeisterangemeldet, so hat dieser den Ersatzpflichtigen oder dessenBeauftragten von der Anmeldung zu benachrichtigen.Falls hierauf nicht eine gütliche Verständigung über den
Schadensersatzanspruchstattfindet , worauf tunlichst hin¬zuwirken ist, hat der Bürgermeister alsbald die Abschät¬zung des Schadens durch den oder die Wildschadens-
schätzer zu veranlassen und dafür Sorge zu tragen , daßdie Beteiligten zur Abschätzung eingeladen werden .

"
Wenn nach diesen gewiß klaren Bestimmungen des Ge-
setzes und der Vollzugsverordnung gehandelt wird , istes nicht möglich , daß, wie der Herr Abgeordnete ausge¬führt hat , der Wildschaden abgeschäht wird , wenn er nichtmehr sichtbar ist . Wenn die Fristen , die das Gesetz ausgutem Grunde für die Geltendmachung des Wildschadens -
ersatzanspruches vorschreibt , eingehalten werden , muß der
Schaden zur Zeit der Abschätzung noch sichtbar sein. Ichkann nur wiederholen: In dieser Beziehung liegt es
lediglich an den Gemeindeorganen, daß sie das Gesetz und
die Vollzugsverordnung pünktlich und genau ausführen ,und dann wird auch der geschädigte Landwirt zum Ersatzkommen .

Eine Besserung wird sich hier wohl ergeben, wenn die
Dienstanweisung für die Wildschadensschätzer , von der
ich vorhin gesprochen habe , die jetzt im Druck hergestelltwird , jedem dieser Wildschadensschätzer in die Hand ge¬
geben wird , so daß er selbst daraus die nötige Anleitung
entnehmen und die ec auch den geschädigten Landwirten

» »



zur Einsicht überlassen kann , so daß die Leute nicht auf
das Rathaus müssen , um das Gesetz und die Dollzugs-
derordnung einzusehen.

Der Spezialfall , den der Herr Abg . Sänger aus sei¬
nem Wahlkreis hier zur Sprache gebracht hat , ist einer
von den vorhin erwähnten , die dem Ministerium im
Laufe des letzten Jahres zur Kenntnis gebracht wurden ,
und zwar durch eine Beschwerde der Gemeinde F r e i -
st e t t . Diese Beschwerde ist eingehend geprüft , aber für ,
unbegründet befunden worden . Der Herr Abgeordnete
hat selbst bemerkt, daß der Wildschaden, um den es sich
damals handelte , Gegenstand eines Prozesses war und
daß in diesem Prozesse eine Abschätzung stattgefunden hat .
Die Forst- und Domänendirektion ist in einem Berichte
vom August 1909 auf Grund einer genauen Ermittelung
des Wildstandes durch das Forstamt zu der Feststellung
gekommen, daß der Rehstand auf der Gemarkung Frei -
stett, die 2036 Hektar groß ist , auf höchstens 50 Stück
Standwild und der Hasenstand auf 280 bis 300 Stück zu
schätzen war , was beides bei dem Umfang der Gemarküng
als eine durchaus mäßige Besetzung bezeichnet wurde.
Dabei müssen Sie erwägen , was vorhin ja bereits vom
Herrn Abg . Sänger mitgeteilt worden ist , daß die Ge¬
meinde einen Jagdpachtzins von 8800 M . einnimmt , wo -
mit eine Umlage von 10 Pfg . gedeckt werden kann.
Auch in einzelnen anderen Gemeinden fällt
der Jagdpachtzins so erheblich ins Gewicht , daß mehr wie
50 Prozent des gesamten durch Umlage zu deckenden Ge-
meindeaufwands dadurch aufgebracht werden. In der
Gemeinde Weier im Forstamtsbezirk Offenburg z . B .,
in der im Jahre 1909 eine Umlage von 20 Pfg . erhoben
wurde , macht der Jagdpachtzins rund 11,7 Umlagepfg.
aus . In der Gemeinde Honau , wo allerdings keine Um¬
lage erhoben wird , entspricht der Jagdpachtzins einer
Umlage von 27 Pfg . In der Gemeinde Ouerbach, wo
eine Umlage von 30 Pfg . erhoben wird , deckt der Jagd¬
pachtzins 21,1 Umlagepfennige . Ebenso ist es in einer
Anzahl von anderen Gemeinden dieser Gegend, wo sehr
erhebliche Jagdpachtzinse vereinnahmt werden.

Wenn sodann seitens der Herren Vorredner auf die
Zeitungsartikel eingegangen worden ist , so kann
ich mich dem , was , darüber gesagt worden ist, durchaus
anschließen, und ich habe an sich nicht nötig , etwas weite¬
res zu bemerken . Nur bezüglich eines Verfassers sol¬
cher Zeitungsartikel möchte ich hier anfllhren , was dar¬
über festgestellt werden konnte. Da hat ein Jagdlieb¬
haber im Bezirk Kehl die Unvorsichtigkeit begangen, daß
er sich gegenüber zwei von elsässischen Jagdpächtern auf¬
gestellten Jagdaufsehern als den Stofflieferer für die
bisherigen Zeitungsartikel bekannte und in Aussicht
stellte , daß die Zeitungsschreibereien fortdauern würden ,
wenn nicht die Elsässer die Rheinjagd an die einheimi¬
schen Jäger abtreten würden (Heiterkeit ) . Ich glaube,
diese Feststellung, gegen die der Betreffende, als sie ihm
vorgehalten wurde , keine Einwendungen machen konnte,
genügt , um den Unwert dieser Zeitungsartikel zu
charakterisieren. (Zustimmung .)

Bezüglich ' der militärischen Seite kann ich mich eben¬
falls nur dem durchaus anschließen, was seitens der Her¬
ren aus dem Hause vorhin gesagt worden ist, was die
Herren Abgg. Sänger , Heimburger und Geck hier ausge¬
führt haben : Daß die Sorge für die militärischen
Interessen in guter Hand ist , daß die Großh . Re¬
gierung in der Hütung und Wahrung dieser Interessen
mit der Militärbehörde Hand in Hand geht und den An¬
trägen der Militärbehörden in jeder Beziehung Rechnung

trägt . Und das dürfte auch jene Zeitungsschreiber durch¬
aus befriedigen.

Was den Fall betrifft , den der Herr Abg. S chm u n -ck
erwähnt hat , so nehme auch ich an , daß die Eingabe , die,
wie er sagt , erst vor kurzem an das Bezirksamt gegangen
ist , von dem gewünschten Erfolg begleitet sein wird .
Wenn er darauf hingewiesen hgt , daß einzelne von . den
Geschädigten so weit von dem Rathaus entfernt wohnen,
daß sie einen großen Zeitverlust hätten , wenn sie den
Schaden mündlich anmelden wollten, so genügt nach
dem Gesetze selbstverständlich auch eine schriftliche Anmel¬
dung ; auch mittels einer Postkarte kann in diesem Falle
die Anmeldung des Schadens beim Bürgermeister recht
wohl geschehen.

Der Kaninchenschade n endlich , von dem der Herr
Abg . Henninger gesprochen hat , ist von dem Jagdpächter
nicht zu ersetzen. Die Kaninchen sind keine jagdbaren
Tiere , die gesetzliche Wildfchadensersatzpflichterstreckt sich
daher nicht auf den Kaninchenfchaden. Dagegen ist das
Kaninchen ein schädliches Tier , dessen Besitzergreifung
nicht dem Jagdberechtigten Vorbehalten ist , das von jedem
Eigentümer auf seinem Grundstück erlegt oder vertilgt
iverdcn kann, so daß hier viel mehr wie jagdbaren Tie¬
ren gegenüber der Eigentümer in der Lage ist , sich selbst
zu schützen .

Abg . K o g e r (natl .) verzichtet auf das Wort .

Als Vertreter der Interpellanten erhält das Schluß¬
wort

Abg . Schmidt -Karlsruhe (Zentr . ) : Ich glaube, wir

Interpellanten können mit Befriedigung auf das Ergeb¬
nis der heutigen Verhandlung zurückblicken . Aus den
Mitteilungen der Großh . Regierung haben wir gerne er¬
sehen , daß dieselbe nicht nur gewillt ist, dem Übelstand
abzuhelfen, daß sie vor allem auch den Übelstand aner¬
kannt und auch die nötigen Maßnahmen in die Wege ge¬
leitet hat . Wir dürfen wohl der Hoffnung sein, daß es
den Bemühungen der Großh . Regierung gelingen wird ,
diesen Schäden nach Kräften abzuhelfen , so daß diese
Klagen allmählich verschwinden werden.

Ich habe nun nur noch einige wenige Bemerkungen zu
machen .

Der Herr Abg . Geck hat geglaubt , unsere im Inter¬
esse der Landwirtschaft erhobenen Beschwerden ins
lächerliche ziehen zu müssen . Unsern Bauern aber ist e'.
mit diesen Klagen bitter ernst. Es handelt sich bei den
Interessen , die hier zu wahren sind , um wahlberechtigte
Interessen . Daß die Klagen früher nicht durchgeführt
worden sind , mag ja sein ; wir haben aber nun Gott sei
Dank eine vervollkommnetere Gesetzgebung , die nun auch
mit Recht zum Schutze unserer Landwirtschaft treibenden
Bevölkerung in Anspruch genommen werden darf . Ich
bin dafür dankbar , daß die Großh . Regierung dieser Sache
eine größere Bedeutung beimißt , als der Herr Abg . Geck
es tut . Es handelt sich hier natürlich nur um Bauern !

Sodann muß ich mich noch gegen die Annahme ver¬
wahren , als ob wir Interpellanten uns irgendwie diese
patriotischen Beklemmungen hätten zu eigen machen wol¬
len , welche in einzelnen Blättern , in der „Straßburger
Post " oder im „ Schwäbischen Merkur "

, erschienen sind.
Diese Sache geht uns absolut garnichts an . Den Schutz
der militärischen Interessen legen auch wir vertrauens¬
voll in den Schoß der Militärverwaltung , die da das
Rechte wird Vorkehren können.



I

Wir wollen auch durchaus keinen Ausschluß aller aus¬
ländischen Jäger , sondern wir wollen nur , daß auch die
Ausländer , die hereinkommen, die Gesetze des Landes
achten und daß sie nicht die Landwirtschaft über Gebühr
schädigen . Das ist ein Verlangen , das wohl berechtigt ist.
* Der Herr Abg . Geck hat es auch für nötig gehalten , die
Kapitalisten hier in Schutz zu nehmen. Ich habe durch -
aus nicht die Kapitalisten an sich angegriffen , sondern ich
habe einfach gesagt, was richtig ist : Diese Kapitalisten ,die von auswärts kommen , die der Gegend fremd gegen¬über stehen , diese sind natürlich rücksichtslos oder glauben ,
rücksichtslos gegen die Interessen der einheimischen Land¬
wirtschaft sein zu können — und diese Rücksichtslosigkeit ,die habe ich verurteilt und gegen die habe ich ein Ein¬
schreiten verlangt .

Im übrigen sind uns die Herren , solange sie sich andie Gesetze des Staates halten und auch den Interessender Landwirtschaft Rücksicht tragen , als Pächter im Lande
durchaus willkommen: wir wollen die Leute keineswegs
ausschließen. Wir wollen aber nur , daß neben ihnen und
ihren Interessen auch unsere einheimische Landwirtschaftmit ihren Interessen noch bestehen kann (Beifall rechts) .

Zu persönlichen Bemerkungen erhalten das
Wort

Abg. Geck (Soz .) : Der Herr Abg. Schmidt -Karlsruhehat meine Ausführungen bezeichnet einmal als Inschutz¬nahme der Kapitalisten und zweitens als Brüskierungdes Bauernstandes , dessen Klagen hier von mir als un¬
berechtigte bezeichnet worden wären .

Was den „Schutz der Kapitalisten " anbelangt , so über¬
lasse ich es ruhig jedem, der zugehört hat , ob er ausmeinen Ausführungen dieselbe Folgerung ziehen will,wie es der Herr Abg . Schmidt getan hat .

Daß ich die Klagen der Bauern als lächerlich und un¬
berechtigt bezeichnet habe, ist geradezu unwahr ; ich habe
gesagt : Soweit dieselben berechtigt sind, reicht die Gesetz¬
gebung vollständig aus , die Gründe für eventuelle Klagen
liegen meines Erachtens an der Handhabung des Gesetzes,woran aber nicht die Regierung schuld ist sondern die
Gemeinden, die sich in einem Dilemma befinden , ob sie
dem Gesetz zur Geltung verhelfen oder ob sie das Geld
von den Jagdpächtern einnehmen sollen.
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Daß der Herr Abg . Schmidt meinen Ausführungeneinen andern Sinn unterlegt , das begreife ich wohl . Ich
hätte wohl deutlicher werden und sagen können : Die
ganze Angelegenheit war eine Wahlmache, die jetzt aller¬
dings post festum ohne jeden Erfolg verknallen wird .

Abg . Schmidt - Karlsruhe (Zentr .) : Ich muß diese
Behauptung des Herrn Abg . Geck entschieden zurückwei¬
sen. Er sprach von einer Wahlmache . Das ist durchaus
unwahr . Wir haben jenen Antrag aus Abänderung des
Jagdgesetzes einfach eingebracht, weil wir es im Interesse
unserer Landwirtschaft für nötig hielten . Ich wüßte
nicht, was jener frühere Antrag mit der Wahl zu schaffen
gehabt hätte , speziell da ich, der den Antrag gestellt habe,
unangefochten gewählt war . Wo soll nun da irgend eine
Wahlmache herausschauen?

Im übrigen habe ich aber allerdings aus den Ausfüh -
rungen des Herrn Abg . Geck den Eindruck gehckbt, daß erdie ganze Interpellation hat lächerlich machen wollen und
damit auch alle die Beschwerden, die derselben zugrunde
gelegen sind, hat lächerlich machen wollen. Diese An¬
schauung wird , wie ich glaube, von allen meinen Freun¬den einhellig geteilt werden (Zustimmung im Zentrum ).

Schluß der Sitzung % 6 Uhr.

* Karlsruhe , 8. Febr . 29. öffentliche Sitzung der
Zweiten Kammer. Tagesordnung auf Donnerstag den
3. Februar 1910, nachmittags ^44 Uhr.

Anzeige neuer Eingaben . Sodann
Mündliche Berichte der Budgetkommisfion und Beratungüber

a . die zurückgestellte Position 3 des Verzeichnisses der Av »
ministrativkredite 1908/09 : Neubau des Landesgefäng -
niffes Mannheim (Drucksache Nr . L) , Berichterstatter :
Abg. Rebmann ;

b. das Budget Großh. Ministeriums der Justiz , des Kultus
und Unterrichts für 1910 und 1911 , ^Ausgabe Titel X :
Unterrichtswesen , I. Hochschulen — Drucksache Nr . 11c
(I ) — , Berichterstatter : Abg. König .

Verantwortlich für den Bericht über die Verhandlungen der Zweiten Kammer : Dr . Otto Wakll .
Druck und Verlag der G . Braun schen Hosbuchdruckerei . Beide in Karlsruhe .

*
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